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Deutſchland. 
0. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 
59. Eigun | er Nee ed ei 2: Sr 11 
10 Ubr. Am Miniſtertiſche Camphauſen, Achenbach Friedenthal, Mini⸗ 
ſterialdirectoren Weishaupt und Duddenbauſen, Geh. Rälhe d' Avis, Rötger, 
Herrfurth U. ö 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung nimmt Abg. Wehrenpfennig 
das Wort zu einer Berichtigung des ſtenograpbiſchen Berichtes über die 
Sitzung vom 15. Mai. Am Schluß jener Sitzung babe ſich der Abg. von 
Schorlemer⸗Alſt einen Ordnungsruf zugezogen bar eine, angeblich gegen 
ibn gerichtete perfönlihe Bemerkung. Nach dem Wortlaut babe der genannte 
Abgeordnete die berleheude Aeußerung — wie auch der ſtenographiſche Be: 
richt angebe — thatſachlich an ihn ſelbſt adreſſirt; nachträglich habe derſelbe 
jedoch anerkannt, daß er den Namen Webrenpfennig bei jener Gelegenheit 
ürthümlich genannt und die gerügte Aeußerung gegen einen anderen Abge⸗ 
ordneten habe richten wollen. Ber; er 2 
Abg. 5. Schorlemer⸗Alſt: Es iſt richtig, daß ich mich bei dieſer Ge⸗ 
Menden verſprochen babe. Das Bureau und der Präſident waren aber der 
einung, daß eine Berichtigung im ſtenographiſchen Bericht in dieſem Falle 
nicht auläifig fei; ich bin daher damit einberitanden, daß die Richtigſtellung 
des wirklichen Sachverbalts beute in dieſer Weiſe erfolgt iſt. nt 9850 
Vice⸗Präſident Graf Betzuſv⸗Huc: Ich habe als dasjenige Mitglied 
des Vorſtandes, dem die Auflicht über die ſtenographiſchen Berichte zuſtebt, 
die von dem Abg. v. Schorlemer verlangte Correctur um deshalb nicht zu⸗ 
laſſen können, weil ich glaube, daß eine unparlamentariſche Aeußerung gegen 
ein Mitglied, gegen welches ſie thatſächlich, wenn auch durch ein Verſprechen 
gebraucht worden iſt, nicht auf dem Wege der Correckur im ſtenographiſchen 
Bericht auf einen anderen Abgeordneten bezogen werden darf. (Zuſtimmung.) 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die dritte Berathung des Geſetz⸗ 
entwurſs, betreffend den Ankauf und den Ausbau der Bahnſtrecke 
Halle⸗Kaſſel und Norbhauſen⸗Nixei. 
ur Generaldiscuſſion bemerkt: ? | 
bg. Windthorſt (Bielefeld): Ich wünſchte von der Regierung eine 
Aufklärung über das durch den vorliegenden Vertrag herbeigeführte Ver⸗ 
Aalen der Stammactionäre der Halle,Kaſſeler Bahn, die ſich im Beſitze der 
ctien Litera B. der Leipziger Eiſenbahn befinden. Die Actionäre ſind in 
Furcht, daß ihre Intereſſen erheblich dadurch geſchädigt werden können, daß 
in dem Vertrage kein beſtimmter Termin feſtgeſetzt iſt, bis zu welchem die 
Magdeburg Leipziger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft verpflichtet fein ſoll, die Einlö⸗ 
jung berbeizuführen, indem die Regierung in § 4 des Vertrages ſich die 
Garantie bat ertheilen laſſen, daß fie von ihren Verpflichtungen gegen die 
Actionäre Lit. B. befreit werde. Es iſt allerdings in § 2 des Vertrages ge⸗ 
ſagt, daß eine beſtimmte Rate des Kauſpreiſes, ich glaube von 10 Mill. Mark, 
er dann bezahlt werden ſolle, nachdem die Kündigungsfrift abgelaufen iſt. 
Eine Garantie für die wirklich erfolgte Einlöſung und die Liberation des 
Staates liegt darin nicht. N 2 
| Regierungscommiſſar Geh. Rath d' Avis: Nach dem Vertrage hat die 
Wagbeburg:eipiigre Geſellſchaft die „ ſich aufzu⸗ 
löſen, ſobald der Vertra 5 fe geworden iſt. Die Regierung iſt nicht in 
weifel, daß dieſe Auflöjung jofort erfolgt, und daß damit die Einlöſung der 
Aalen von Seiten der Geſellſchaft ſofort einzutreten habe, ſobald der Ver⸗ 
trag rechtsgiltig wird. e . 
Abg. MWindthorſt (Bielefeld): Hiernach würde doch das ſehr gewichtige 
juriſtiſche Bedenken hervortreten, daß eine bereits aufgelöſte Geſellſchaft nicht 
mehr eine Garantie geben, wenigſtens juriſtiſch nicht mehr zur Erfüllung 
ihrer Pflichten gezwungen werden kann. Mit der Auflöfung der Geſellſchaft 
bört eben ihre juriſtiſche Perſönlichkeit auf und welches Mittel will man denn 
baben, ſie ſpäter zur Einlöſung der Actien zu beſtunmen. + 
Regierungscommiſſar Geh. Rath d' Avis: Hierauf kann ich nur erwidern, 
daß ja die Magvebur „Halberſtädter Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in dem Vertrage 
ausdrücklich die Verpflichtung übernommen bat, die Beſitzer der Actien Lit. B. 
der Magdeburg Leipziger Bahn zu befriedigen. 8 
Ohne weitere Discuſſton wird hierauf der Geſetzentwurf in dritter Be: 
rathung definitiv angenommen. f 
1005 900 die dritte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Ueber⸗ 
nahme einer Zinsgarantie des Staates für die Prioritäts: 
Anleiben der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbabngeſellſchaft bis 
auf Höhe von 29,730,000 Mark. — 
Zur Generaldiscuſſion bemerkt Abg. Röſtel: Ich wünſchte über einige 
dunkle Punkte des Vertrages mit der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft durch die Regierung aufgeklärt zu werden. n $ 6 des Vertrages 
beißt es: Die zum vollſtändigen Ausbau und zur Ausruüſtung der Bahn, 
zur Ausgleichung der Unterbilanz per Ultimo 1875 und zur Deckung einer 
ſchwebenden Schuld erforderlichen Geldmittel werden durch Ausgabe neuer 
4 procentiger Prioritätsobligationen der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft in Höhe von 9,000,000 Mark beſchafft. Der Staatsregierung bleibt 
die Beſtimmung der Modalitäten der Begebung dieſer Obligationen lediglich 
überlafien. Mir iſt nicht klar, wie die Regierung mit dieſer Summe außzu⸗ 
kommen gedenkt, um die nolhwendigen Bauten auszuführen und gleichzeitig 
die Unterbilanzen und Schulden zu decken. Dafür reicht die Summe bei 
Weitem nicht aus. Meine zweite Anfrage an die Regierung betrifft den 
Vertrag der Halle⸗Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft mit der Berliner 
Handelsgeſellſchaft. Es beißt zwar in § 2 des vorliegenden Vertrages: „fo: 
weit die Verpflichtungen der Geſellſchaft zu ihrer Perfection der ſtaatlichen 
Genehmigung bedurften, wird durch den Vertrag lemerlei Verpflichtung zur 
Ertheilung dieſer Genehmigung Seitens der Staatsregierung übernommen. 
Dies gilt insbeſondere bezuglich des zwiſchen der Halle⸗Sorau⸗ Gubener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft und der Berliner Handelsgeſellſchaft am 8. September 1874 
abgeſchloſſenen Vertrages.“ Nun gebt aber aus dem Verwaltungsbericht 
der Geſellſchaft hervor, daß eine Abmachung beſteht, wonach die Berliner 
andelsgeſellſchaft eine Prioritätsobligation im Betrage von drei Millionen 
kark von der Halle⸗Sorauer Geſellſchaft zzu kbekommen hat, bezüglich derer 
die Auszahlungsverpflichtung im Widerspruch mit § 2 dieſes ee nach 
wie vor beſtehen bleibt. Es wäre ſehr wünſchenswerth, über das Vorhan⸗ 
> einer derartigen, hinter unſerem Rücken geſchloſſenen Abmachung von 
er Regierung eine klare Auskunft zu erhalten. 
daß des Ziugs⸗Commiſſar Geheimrath d Avis: Ich kann zunächst erklären, 
er Staatsregierung von einem ſolchen Abkommen, wonach die Halle: 
Srufſictet deen Cijenbahngefellihaft, resp. die Regierung auch heute nach 
Deanbeisgeſellſcafſelk die 3 Millionen Peiorität8-Obligationen der Berliner 
Dante 5 aun überlafjen, nichts bekannt iſt. Was die erſte Anfrage 
etrifft, tebenden 9 Jar erwidern, daß die Regierung mit den ihr zur Ver⸗ 
fou dn gelhwend Bra vollſtändig in der Lage zu baden 
8 u i e en 
0 ach haft zu 15 en en auszuführen, als die übernommenen 
Abg. Berge en): Der Handelsminiſter hat bei der letzten Debatte 
in meinem de berg 1 einen FH pruch mit meiner parla⸗ 
mentariſchen aa Aud 0 gefunden, inſofern ich faber die Beſtrebungen 
der Regierung auf Ausdehnung des Eiſendahnnetzes nach Kräften unterftüßt 
bätte. Ich muß mich „ N orwurf verwahren. Wenn ich für 
Staatsbahnen war und no nr bin, fo involvirt dies keineswegs, daß 
ich nun auch für die 8 2 " tl garantie Seitens des Staates für 
eine zahlungsunfäbige, in der DE bin oſten Weiſe ee ange Privateiſen⸗ 
bahngeſellſchaft ftimmen muß. » mi 1 für ſelbſt auch ferner durchaus nicht 
inconſequent geworden, indem ich n ir den Uebergang der preußiſchen 
Staatsbahnen auf das Reich ftimmie, 00 1 5 Organismus, der nach meiner 
innerſten Ueherzeugung nicht dazu geſchaffen und äbig iſt, um einen ſolchen 
großartigen Transportbetrieb zu übernehmen. (Sepr richtig! links.) Logisch 
ätte der Handelsminiſter zu einem gam anderen Schluſſe kommen müſſen, 
als mir indirect den Vorwurf der Sacomieqneng zu machen. Der Handels⸗ 
miniſter hätte ſich die Frage vorlegen müſſen, ob er 16 80 auf einem unrich⸗ 
nigen Wege ſich befinde, wenn diejenigen Leute, die ihn disper bei feinen 
eſtrebungen auf Ausdehnung des Staatseiſenbahnnetzes nach Kräften unter⸗ 
üßten, ſich weigerten, noch weiter mit ihm zu gehen. Der Handelsminister 
derkennt überhaupt die Stellung, die ich für meine Perſon 
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meine politiſchen Freunde ihm und der Regierung gegenüber einnehme. Wir 
unterſtützen die Regierung nur, wenn fie ſich auf dem richtigen Wege be 
findet und wir leiſten pflichtmäßig Widerſtand, wo fie nach unſerer Anſicht 
auf falſchen Wegen gebt. Ich höre Hinter mir rufen „tout comme chez 
nous“ — ich werde ſehr erfreut fein, wenn Sie das, was ich von mir und 
meinen poliliſchen Freunden ſagen kann, auch von fi behaupten können. 
(Heiterkeit) Ich will nur einfach noch erklären, daß meine politiſchen Freunde 
und ich eine Partei unabhängiger Männer ſind, daß wir das von je ber 
waren und für alle Zeit bleiben werden, ſowohl dieſer als jeder anderen 
Regierung gegenüber. (Beifall links.) . 

Abg. Röſtel: Ich kann nur zu meinem großen Bedauern conſtatiren, 
daß mir die kurze Erwiderung des Regierungscommiſſars völlig unbefriedigt 
und keineswegs geeignet erſcheint, Aufklärung in dieſen dunklen Punkt hin⸗ 
einzubringen. E 5 Ä 

Abg. Roeckerath: Auch ich kann mein Erſtaunen darüber nicht unter⸗ 
drücken, daß die Antwort des Regierungscommiſſar eine ſo ungenügende, 
wie nur denkbar, geweſen iſt, will aber über die Bagatellſachen, um die es 
fi dabei handelt, kein Wort weiter verlieren. (Heiterkeit) Ich muß mich 
noch einmal gegen die Vorwürfe wenden, die in der letzten Debatte gegen 
meine Ausführungen von Seiten des Abg. Wehrenpfennig und des Handels⸗ 
miniſters vorgebracht wurden. Ich habe mich damals nicht, wie mir vorge⸗ 
halten wurde, auf einen rein negativen Standpunkt geſtellt, ſondern ganz 
ſcharf und beſtimmt erklärt, daß ich es als eine Pflicht der Regierung be: 
zeichnet, unter allen Umſtänden dafür zu ſorgen, daß der Betrieb einer be⸗ 
reits mehrere Jahre beſtehenden Eiſenbahn, wie es die hier vorliegende iſt, 
weiter fortgeführt werde, daß es aber ungerecht und gegen die Intereſſen 
des Landes ſei, daß die Regierung die Schulden einer inſolventen Bahn auf 
ſich nehme. Ich habe ſodann beſonders darauf bingewieſen, daß durch den 
zu dieſer Vorlage gehörenden Vertrag den reichen Prioritäts⸗Inhabern 

rößere Vortheile gewährt werden, als nothwendig war und im allgemeinen 
Wa liegt. Wenn der Abg. Wehrenpfennig mit Emphaſe aus rief: ſolche 

orwürfe ſollte ich doch der „Eiſenbahnzeitung“ überlaſſen, fo weiß ich nicht, 
wie er dazu kommt, mich mit dieſem Blatte in Verbindung zu bringen. Ich 
babe nie ein Hehl daraus gemacht, daß die maſſive Sprache, der Mangel an 
Beweisführung und die plumpe Angriffsweiſe der „Eiſenbahnzeitung“ mir 
ſo wenig gefallen, wie möglich, und dies iſt der Grund, wesbalb ich dies 
Blatt in den letzten Wochen nicht mehr ya habe. Das aber muß ich 
doch geſteden, daß gerade die Partei des Abg. Wehrenpfennig für einen ges 
ſchickten Feind Achillesferſen genug darbietet, und daß ihr Verhalten in dieser 
Angelegenheit der Halle » Sorau⸗ Gubener Bahn nicht geeignet iſt, frühere 
Sünden wieder gut zu machen. 

Der Finanzminiſter: Der Vorredner ſtellt als Hauptſatz bin, der 
Staat hälte unter allen Umſtänden dafür ſorgen müſſen, daß der Betrieb der 
Bahn hätte fortgeſetzt werden können. Nun, meine Herren, wenn der Staat 
eine ſolche Verpflichtung anerlannte und wenn er wußte, daß die Geſellſchaft 
Prioritäts⸗Obligationen ausgegeben hätte, deren Inhaber berechtigt waren, 
wenn ihnen die Zinſen nicht zum feſtgeſetzten Tage gezahlt wurden, auf die 
Erklärung des Concurſes anzutragen, wie wollte dann der Staat ſich anders 
tellen, als daß er die Sorge übernahm, daß dieſe Zinſen gezahlt wurden? 

un, meine Herren, wird geglaubt, daß man den Prioritätenbeſitzern mehr 
eingeräumt hat, als nöthig geweſen ſei. Wenn ich dieſe Redensarten ver: 
nebme, wenn ich Anspielungen höre, als wenn in dieſem ganzen Geſchäft mit 
den Inhabern der Prioritätenbeſitzer Dunkelheiten verborgen lägen, myſte⸗ 
rioͤſe Duntelpeiten, welche die Staatsregierung nicht aufklären wolle oder 
nicht aufklären könne, dann mag es mir dergoͤnnt fein, kurz daran zu erin⸗ 
nern, wie es denn eigentlich mit jenen e eee gegangen iſt. 
Ich habe ſchon an einem anderen Orte einmal pargelegt, wie die Staats: 
tegierung bei der Extrahirung bed Privilegiums für die erſte Serie der 
Prioritätsobligationen von der Anſicht ausgegangen ſei, daß für dieſelben 
eine ganz unbedingte Sicherheit beſtehe. Dieſes erſte Privilegium, weiches 
fi über den Betrag von 2,500,000 Thlru. erſtreckte, und welches das gleiche 
Recht vorbehielt über einen Betrag von 2,190,000 Thlen., iſt im Jahre 1871 
eriheilt worden. Im Jahre 1872 find dieſe Prioritäten von einem Conſor⸗ 
tium übernommen, fie find an der Börſe zum Courſe von 100—101% pCt. 
im erſten Halbjahr 1872 veräußert worden, und es iſt der weitere Reſt von 
2,190,000 Thlrn. im zweiten Semeſter 1872 auf dem Wege der Subſcription 
zum Courſe von 100% begeben worden. 5 

Meine Herren! Von dieſen 4,690,000 Thlr. iſt auch nicht ein einziges 
Stück in dem Beſitz ides Conſortiums zurückgeblieben oder unter 100 pCt. 
veräußert worden, und Beſitzer dieſer Prioritäten iſt eine unbeſtimmte Zahl 
von kleinen Capitaliſten, die Gott ſei Dank die ıbmen zugeſicherten Zinſen 
ſtets bezogen haben. Da dieſe Geſchaäfte vor der Gründung des Invaliden⸗ 
fonds und vor Erlaß des Geſetzes über die Dotation der preußiſchen Pro⸗ 
vinzen ſtattgefunden haben, jo haben dieſe Beziehungen auf jene früheren 
Zrangactionen auch nicht den geringſten Einfluß geüdt. Wenn die Priori ⸗ 
täten ſich in den Händen der Erwerber aus dem Jahre 1872 befinden, haben 
dieſe alſo nicht allein keinen Gewinn gemacht, ſondern ſind bis heute noch 
nicht auf den Kaufpreis gekommen, und wenn geglaubt wird, daß der unter 
dem Einfluß ſo vieler Verhältniſſe herbeigeführte Cours viele Inhaber 
dieſer Prioritäten vermocht haben möchte, ſich ihres Beſites zu entledigen, 
jo glaube ich das nicht und würde andernfalls alle Diejenigen, die mit jo 
nennen Standhaftigkeit dieſes Papier in ungerechter Weiſe angegriffen 
haben, bedauern, daß ſie ein ſolches Reſultat herbeigeführt haben. (Sehr 
ut!) Bei der im Jahre 1876 ausgegebenen zweiten Emiſſion don 2,220,000 

haler ift der Dotationsfonds betheiligt und deshalb will ich keinen Anſtand 
nehmen, den von dem Conſortium für dieſe Obligationen im März 1873 
Fig Kaufpreis zu nennen; der Uebernahmepreis belief ſich auf 97 pet. 
ieſe Obligationen hat das Conſortium allmälig zum Preiſe von 100, auch 
über 100 verkauft. Die Uebernahme Seitens des Conſortiums hat am 
5. März 1873 ſtattgefunden, in dem 1873 erlaſſenen Dotutionsgeſetz war 
irgend welche Verpflichtung, Prioritätsobligationen zu kaufen, nicht gegeben 
und bei der erſten Belegung des Fonds, die ja die weitaus bedeutendſte 
Operation war, ſind für Rechnung des Dotationsfonds von dieſen Priori⸗ 
täten gar keine Stücke übernommen worden, erſt 1874 ſind einzelne Beträge 
gekauft worden und zwar genau nach den einzelnen 135000 Tir. Im Ja⸗ 
nuar 1874 hat von dem Conſortium ein Betrag von 134,000 Thlr. übernom⸗ 
men werden können, alle anderen Beträge find an der Börſe gekauft worden 
und auch dieſe Obligationen von 2,220,000 Thlr. ſind längſt in den Beſitz 
des Privatpublikums gelangt. l 2 3 
Inm vorigen Jahre trat nun das Verhällniß ein, daß ſich die Geſellſchaft 
in ihren Aung geirrt hatte, und es trat an die Regierung, als fie um 
Hilfe in Anſpruch genommen wurde, die Frage heran: was ſoll nun ge⸗ 
ſchehen? Das neue Privilegium, das nun dem bisher erwähnten binzutrat, 
iſt von dem Herrn Handelsminiſter und mir Sr. Majeſtät gegenüber erſt 
dann befürwortet worden, als ſich die Berliner e bereit er⸗ 
Härte, die Garantie für die Zinszahlung bis zum 1. April 1877 zu über: 
nebmen. Uns hat es alſo nicht überraſcht, daß die Erträge der Bahn 1875 
und 1876 nicht vollſtändig ausreichen würdem, um allen Verpflichtungen zu 
genügen, wir find aber nicht zweifelhaft geweſen — und die Erfahrung wird 
das beſtätigen — daß bei längerer Dauer des Betriebes und nach Beſeiti⸗ 
gung der ungünftigen finanziellen Verhäliniſſe, wie fie durch Annahme der 
Vorlage herbeigeführt wird, die Bahn allmälig einer immer günftigeren 
Entwickelung entgegengehen wird; in welchem Umfang, wird die Zukunft 
lehren. Eben, weil weder die Actionäre, noch die Regierung in der Lage 
geweſen wären, einen wirklich angemeſſenen Kaufpreis der Bahn jeßt 
erauszufinden, haben wir den von uns gewählten Weg einſchlagen müſſen, 
tatt die Bahn ſofort anzukaufen. Wenn es je ein Pbantaſiebild gegeben 
at, dann Er das, daß die Bahn in die Lage kommen könne, die Zinſen 
für ihre Prioritäten nicht aufzubringen. Das hat das letzte Jahr zur Ge⸗ 
nüge bewieſen. Aber es find noch andere Gründe, die gegen den ſofortigen 
Ankauf der Bahn ſprechen. Denken Sie ſich eine Verhandlung über den 
Ankauf der Bahn mit den Prioritäts⸗Stammactienbeſitzern und den ein: 
Per Actienbeſitzern, denn dieſe find ja die Eigenthümer der Bahn, die 
rioritätenbeſitzer find die Gläubiger der Geſellſchaft. Dieſe müſſen von 
den Eigenthümern vorab befriedigt werden, daß alſo zunächſt die erſte Prio⸗ 
rität von 4,690,000 Thlr. und die zweite von 2,220,000 Thlr. ausgezahlt 
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werden müßte, daß die ſchwebenden Schulden der Geſellſchaft befriedigt wer⸗ 
den müßten und erſt dann die Converſation ſich darauf lenken könnte, was 
u ee der Bahn bekommen jollen, muß doch jeder Geſchäftskun⸗ 
ige beriteben. 

Man hätte alſo zunächſt 10 Millionen Thaler zur Befriedigung der Gläu⸗ 
biger hergeben und darüber verhandeln müſſen, was die Eigenthümer be⸗ 
kommen, und wenn nun für die Eigenthümer ſtipulirt war, daß die Priori⸗ 
täts⸗Stamm⸗Actien⸗Beſitzer für den Betrag von 6,750,000 Thalern das Recht 
batten, zuerſt Befriedigung zu verlangen, bevor die Stamm⸗Actien⸗Beſitzer, 
deren Actien dieſelbe Höhe erreichen, etwas heanſpruchen konnten, fo bitte 
ich, ſich zu vergegenwärtigen, um welche Zablen es ſich gehandelt haben 
würde. Statt deſſen hat die Regierung ausgeſprochen, wir wollen die Gas 
rantie für die Befriedigung der Gläubiger übernehmen, uns dabei aber nicht 
der Gefahr ausſetzen, daß durch eine möglicher Weiſe ſchlechte Verwaltung 
— ich befürchte ſie nicht von dem jetzigen Directorium, aber es können Ver⸗ 
änderungen eintreten — das gute Werk wieder in Frage geſtellt wird. Durch 
die Uebernahme der Verwaltung durch den Staat haben wir demſelben einen 
ſehr großen Vortheil geſichert, den ich leichten Kaufes nicht wieder abtreten 
möchte. Sollten in den erſten Jahren Zuſchüſſe nöthig werden, fo wird doch 
ohne Zweifel ſehr bald der Zeitpunkt eintreten, wo es der Zuſchüſſe nicht be⸗ 
darf — ich bin bereit, es in jeder Weiſe zu garantiren — und dann ſoll 
nach dem Vertrage jeder vorgeſchoſſene Thaler nebſt 5 Procent Zinſen dem 
e ee werden. enn mit einem gewiſſen Pathos auf die 
nachtbeiligen Folgen der Vorlage für die Steuerzahler hingewieſen worden 
iſt, ſo kann ich verſichern, daß Tag und Nacht meine Sorge darauf gerichtet 
iſt, die Laſten der Steuerzahler nicht höher anwachſen zu laſſen, als die Ver⸗ 
bältniſſe des Landes erfordern (Beifall), aber ich würde das Intereſſe der 
Steuerzahler auf das Schmählichſte verletzt haben, wenn ich mich dem Herrn 
Handelsminiſter gegenüber ablehnend verhalten und es auf den Concurs der 
Bahn hätte ankommen laſſen. Ein folder Standpunkt wäre für den Finanz⸗ 
miniſter in mancher Hinſicht recht bequem, er würde dann vielleicht weniger 
Sorgen haben, und ſeine Handlungsweiſe würde nicht Verdächtigungen aus⸗ 
geſetzt werden. Er hätte ſich dann auf ſein formelles Recht zurückgezogen — 
fiat justitia pereat mundus — auf dieſen Standpunkt aber werde ich mich 
niemals ſtellen (Beifall). 

Ich erkenne die Verpflichtung an, für das Intereſſe der Staatsangebörigen 
zu ſorgen, wo die Sorge von Seiten des Staates eintreten darf. Ich habe 
den Vertrag nicht abgeſchloſſen, um den Actionären zu Hilfe zu kommen, 
obſchon dies auch ein Grund war; ſondern weil ich glaube, daß die Erwer⸗ 
bung der Bahn in Zukunft dem Staate von großem Nutzen ſein könnte. 
Dieſer Nutzen wird jetzt um ſo eher eintreten, nachdem Sie dor wenigen 
Augenblicken Ihre Zuſtimmung zu dem Vertrage wegen Ankaufs der Halle⸗ 
Kaſſeler Bahn gegeben haben. Ich bitte Sie, wenn Sie es nicht ſchon längſt 
gethan hätten, einen Blick auf die Karte zu werfen und dann objectiv ſich 
darüber zu erklären, ob es einen Eigenthümer in der ganzen Welt geben 
kann, für den dieſe Bahn die Bedeutung haben wird, wie für den preußiſchen 
Staat (Zuſtimmung). Der Abg. Berger, der jetzt 14 Millionen Thaler für 
dieſe Bahn geben will — er würde ſie natürlich nicht dafür bekommen 
(Heiterkeit), macht uns ferner den Vorwurf, daß wir nicht gleich freihändig 
angekauft haben. Iſt denn aber der abgeſchloſſene Vertrag nicht ein frei⸗ 
händiger Kauf? haben wir nicht die freiwillige Zuſtimmung der Actienbeſitzer 
und Prioritätsactienbeſitzer dazu bekommen, daß wir unter Bedingungen, die 
für den Staat wahrſcheinlich als günſtig zu betrachten ſind, das Eigenthum 
der Bahn an uns nehmen können, daß es nur noch von dem Willen des 
Staates abhängt, ob er der Eigenthümer werden will? und daß, wenn ihm 
nachher der Ankauf nicht erwünſcht ware, weil die letzten 5 Jahre, die dem 
Ablauf der 15 Jahre vorangehen, nach welchen eine Erklärung zu erfolgen 
bat, anſcheinend zu günſtige Reſultate ergeben haben, er dann den Ankauf 
unterlajien kann und die Verwaltung der Bahn doch unter allen Umſtänden 
fortführt? Ich kann Sie verſichern, daß nach meiner aufrichtigſten Ueber⸗ 
zeugung das von der Regierung abgeſchloſſene Geſchäft ein für die Actionäre 
billiges, ein für die Prioritatsgläubiger ſicheres und ein für den Staat überaus 
vortheilhaftes iſt. (Sehr richtig!) 

Was die letzten Prioritäten anlangt, die niemals ausgegeben wurden, 
ſondern nur in den Pfandbeſitz Solcher gelangt ſind, die dem Unternebmen 
Vorſchüſſe gemacht haben, werden nach Verſicherung meines Commiſſars — 
ich kann nicht unbedingt aus der eigenen Wiſſenſchaft darüber ſprechen — 
in natura dem Staat ausgehändigt. Das ſtipulirte Optionsrecht hat nach 
den Verhältniſſen des abgeſchloſſenen Vertrages ſeine Endſchaft erreicht. Was 
die vom Abg. Röſtel angeregte Verwendung der Geldmittel betrifft, ſo iſt 
nicht zu überſehen, daß die von uns in Vorſchlag gebrachte Summe böher 
it, als die der verpfändeten Prioritätsobligationen, daß alſo ſchon darin allein 
ein Fonds zur Ausführung weiterer Ergänzungsbauten enthalten iſt. Außer⸗ 
dem ſind die ſchwebenden Schulden nicht von der Größe, um auch nur die 
alten Prioritäten, wenn ſie ihrem Nominalbetrage nach in Anſaß gebracht 
werden, irgendwie abſorbiren zu können. Ich empfehle Ihnen hiernach aus rein 
objectiven Gründen die unveränderte Annahme der Vorlage. (Beifall). 

Abg. Rickert: Der Abg. Berger hat beſonders rühmend hervorgeboben, 
daß ſeine Partei aus vollſtändig unabhängigen Männern beſtehe. Ich glaube 
nicht, daß es der Partei dienen kann, wenn dies bei jeder Gelegenheit mit 
großem Applomb hervorgeboben wird, vielmehr bin ich der Meinung, daß 
dieſe Angelegenheit dazu beſonders unglücklich gewählt war, da hier | Deo 
ragende Männer feiner Partei, von rein ſachlichen Gründen bewogen, ſich 
uns angeſchloſſen haben. Was iſt denn die Differenz zwiſchen dem Abg. 
Berger und uns? Auch er hält die Erwerbung der Bahn im Intereſſe des 
Staates für unumgänglich nothwendig und will dafür 42 Millionen verwen⸗ 
den. Die Regierung beweiſt uns, daß diefer Weg unzweckmäßig und un⸗ 
ausführbar fei, deshalb find wir jo frei, im Intereſſe des Landes, von ſach⸗ 
lichen Gründen geleitet, den von der Regierung vorgeſchlagenen Weg zu 
billigen. Ich bitte alſo den Abg. Berger, nicht ſo oſtenſiv von den unpar⸗ 
teiiſchen Männern feiner Partei mit einem nicht mißzuverſtehenden Seiten⸗ 
blicke auf meine politiſchen Freunde zu reden. 

Handels miniſter Achenbach: Der Abg. Berger hat es als einen Vor⸗ 
wurf empfunden, daß ich in meiner Rede bei der vorigen Leſung geſagt habe, 
er habe bei früheren Gelegenheiten die Staatsregierung unterſtützt. Ich war 
mir wobl bewußt, daß hier von einem Gebiete die Rede war, worin nicht 
politiſche, ſondern nur wirthſchaftliche Geſichtspunkte e ſind und in 
welchem ſich Männer aller politiſcher Parteien unterſtützen können. Ich wollte 
den Abg. Berger keineswegs als ſolchen darſtellen, der ſonſt mit der Regie⸗ 
rung gehe, und habe ihm keinen Vorwurf daraus gemacht, daß er es dies⸗ 
mal nicht thue, ſondern nur mein Bedauern darüber ausgeſprochen, daß ich 
feine ſeit meiner Amtsführung als Handelsminiſter mir beſonders werthvolle 
Unterftügung in wirthſchaftlichen Fragen bei dieſer Gelegenheit entbehren 
muß. Sollte mir der Abg. Berger deshalb einen Vorwurf machen, ſo müßte 
ich in Zukunft darauf verzichten, meine Freude auszudrücken, wenn der Abg. 
Berger mich wieder einmal unterſtützt. (Heiterkeit. ) 

Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. 

Abg. Berger (perſönlich): Ich habe mich gegen die Ausführungen des 
Handelsminiſters nur inſofern derwahrt, als er zu deduciren verſuchte, meine 
bisherige Unterſtützung verpflichte mich indirect, ihm auch heute zuzuſtimmen. 
Dem Abg. Rickert erwidere ich, daß ich von vornherein bei meiner Bemerkung 
nicht ſpeciell feine Partei im Sinne hatte, ſondern dieſelbe durch eine hinter 
mir gefallene Aeußerung veranlaßt, gemacht habe. 

In der Specialdebatte ergreift zu § 1, welcher die Uebernahme der Zins⸗ 
garantie durch den Staat ausſpricht, das Wort 

Abg. Schröder (Lippſtadt): Als die erſte Leſung vorbei war, glaubte 
wohl die große Mehrzahl des Hauſes, daß das Geſez durchgehen würde. 
Das kam daher, daß bei der Debatte die ſachlichen Geſichtspunkte verſchoben 
und durch allerlei Beiwerk verdunkelt wurden. Bisber batte die Vorlage für 
mich gar nichts Befriedigendes, der heutige Vortrag des Finanzminiſters hat 
ihr Angeſicht, wenn auch nicht verſchönert, jo doch weniger häßlich gemacht. 

ir wiſſen jetzt, daß die zweiten Prioritäten von dem Conſortium zu dem 
Courſe von 97 übernommen ain und begreifen, daß die Dotation, welche 
wir den Inhabern geben, keine allzugroße iſt; immerhin werden nach der 
Emanation des Geſetzes die Prioritäten über pari ſtehen. Der zweite Punkt 
worüber uns der Finanzminiſter heute Aufklärung gab, iſt das Verhältniß 
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des Optionsrechtes bei der dritten Prioritätsanleie und ich muß geſteben, 
daß hierin meine Information eine irrige war. Eine ſolche Praxis der 
Regierung iſt überhaupt die allein wünſchenswerthe und wird von dem eng: 
liſchen Miniſterium immer beobachtet. Dieſelbe ſagte dem Parlamente ganz 
offen beim Ankauf der Suezcanl⸗Actien: wir brauchen die und die Summe 
für den Khedive, und fo und fo viel für das Haus Rotbſchild an Proviſion. 
Wenn wir das ausſprechen, dann wirft man uns ſofort vor, wir wollen 
Verdächtigungen ausbreiten, das Miniſterium ſtürzen u. A. (Heiterkeit. ) 

Wir wollen keinen Wechſel im Miniſterium, denn der kann uns nichts 
helfen, ſondern womöglich die Sache für uns noch ſchlimmer machen. Ja 
wenn noch der Abg. Lasker Caltusminiſter würde (Heiterkeit), aber wenn ich 
en den Abg. Wehrenpfennig oder Jung denke, dann behalten wir lieber 
unſeren alten, braven Dr. Falk. (Große Heiterkeit). Man macht und zum 
Vorwurf, daß wir für die Zinsgarantle der Bahn Münſter⸗Enſchede geſtimmt 
hätten, jetzt aber gegen eine gleiche Vorlage Oppoſition machten. Der Ab⸗ 
geordnete Wehrenpfennig. der einmal das glatte Parquet des Culturkampfes 
verlaſſen bat, bat uns dabei Motive untergeſchoben, welche nicht zugelaſſen 
werden dürften. Wenn ich von der Zukunflsmuſik abſehe, welche mir in der 
Rede des Finanzminiſters am wenigſten gefallen hat, und mich auf den xömiſch⸗ 
und landrechtlichen Grundſatz ſtelle: „Veränderungen werben nicht ver⸗ 
muthet“, jo komme ich zu dem Reſultat, daß im ungünftigiten Falle die Re: 

ierung in 15 Jahren bei der Münſter⸗Enſcheder Bahn böchſtens 116,000 
Thaler Koſten haben kann, welche der Fiskus leicht aus den Gebäuden, dem 
Grund und Boden und dem ſogenannten rollenden Werk erzielen kann, 
während die Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahn, Veränderungen nicht dorausgeſetzt, 
dem Staate nach 15 Jahren 16 Mill. Thaler koſten wird, und dieſer Preis 
iſt viel zu heuer. Dieſes Reſultat motivirt meine Abſtimmung. Der Abg. 
Wehrenpfennig ließ ſeiner gewöhnlichen Weile folgend durchleuchten, wir 
hätten deshalb für Münſter⸗Enſchede geſtimmt, weil dieſe Bahn durch Weſt⸗ 
ſalen geht, und, wie ich conſtatire, durch einen der ſchwärzeſten Bezirke Weſt⸗ 
falens, während die Bahn, um die es ſich hier handelt, durch die eigentliche 
Brutſtätte des proteſtantiſchen Fanatismus geht. (Heiterkeit). Nicht wahr, 
das klingt häßlich? (Große Heiterkeit). Die Einwände der conſervativen 
Partei find von dem Abg. Webrenpfennig dadurch in das Reich des Lächer⸗ 
lichen und Unerwägbaren zu verweiſen verſucht worden, daß er ſie in die 
„Eiſenbahnzeitung“ berwies. Dazu find Sie (zu den Nationalliberalen) nicht 
competent. So lange Sie nicht die in der Reuter'ſchen Broſchüre über die 
nationalliberale Preſſe ꝛc. aufgeſtellten Behauptungen über Sie als Verleum⸗ 
dung erweiſen, haben Sie nicht das Recht, über die Preſſe anderer Parteien 
zu raiſonniren. Ich babe die Broſchllre mit vielem Intereſſe geleſen, ich weiß 
zwar nicht, ob alles darin Geſagte wahr ilt, vieles aber davon hat ſich unter 
meinen Augen zugetragen, das iſt wahr. (Abg. Jung: Alles Lüge! Abg. 
Pariſius: Vieles iſt wahr). 

Ich bin kein Anhänger des reinen Staatsbahnſyſtems, balte es aber für 
zuläſſig und gut, wenn der Staat ſein Bahnnetz durch Ankauf vervollſtän⸗ 
digt. Die Erwerbung darf aber nicht ſtaltfinden, wenn der Preis nicht an« 
gemeſſen iſt und dem Staate zu große Opfer auferlegt werden. Hier liegt 
eine emtio spei vor, und daß das ein gewagtes Geſchäft iſt, weiß jeder 
Auscultator. Bei der jetzigen Sachlage, wenn nicht Veränderungen ein⸗ 
treten, verzinſt die Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahn ihre Prioritäten mit 1% pCt., 
Dabei muß alſo der Staat 3 pCt. zuſchießen, eine auf die Dauer allzu hohe 
Laſt. Es kann ja auch eine Wendung in pejus eintreten, jo daß die Ein⸗ 
nahmen nicht einmal die Betriebskoſten decken. Und dieſes iſt nicht der erſte 
Schritt, den wir auf dieſer abſchüſſigen Bahn thun: bei vielen Linien liegen 
die Verhältniſſe ähnlich, jo bei der Bahn, welche der Abg. Virchow einmal 
die Linie Poſen⸗Varzin nannte. Man ſpricht ſchon von der Erwerbung der 
Märkiſch⸗Poſener Bahn, welche allerdings ihre Prioritäten noch verzinſt, 
deren Stammactien aber noch keinen Groſchen bekommen haben. Das ſind 


allerdings Conſeguenzen, welche unſere Finanzen und ihren wohlbegründeten 


Ruf der Solidität in Europa ſchlimm gefährden können und den wir nicht 
aufgeben ſollen für gewagte emtiones spei. Aus dieſen einfachen objectiven 
Rückſichten ſtimme ich gegen die Vorlage. Man ſagt nun, man dürfe 
finanzielle Opfer nicht ſcheuen, wenn es ſich um höhere Intereſſen handle, 
welche hier durch eine eventuelle Betriebseinſtellung verletzt würden. Ich 
weifle, daß ein vernünftiger Concurscommiſſar jemals den Betrieb ein⸗ 
ellen und den Gläubigern leinen großen Schaden verurſachen wird. Dann 
ſagt man ferner: wenn wir nicht kaufen, dann thun es unſere Concurrenten. 
Es iſt zwar ein genialer Gedanke, jemandem die Concurrenz vorzumalen; 
mich hat das in anderen Beziehungen immer dazu veranlaßt, erſt recht nicht 
zu kaufen. Wer ſollen denn unſere Concurrenten ſein? In nebelhafter 


ene ſteht eine Macht hinter Cottbus⸗Großenhain, die ſächſiſche Regierung.] Perſönlichteit des 
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858 wäre das für ein Malheur, wenn wir in Preußen eine anitändige 
Bahnverwaltung mehr haben? Wir können fie gebrauchen. Der ſächſiſche 
Domänenfiscus würde ja in Preußen der Oberauſſicht des Handelsminiſters 
unterſtehen. Man ſagt endlich, der Staai dürfe ſich nicht bereichern an dem 
Unglück ſeiner Mitbürger. Iſt der Staat an dieſem Unglück Schuld, oder 
die Gründer? Wenn der Staat im Concurſe kauft, ſo thut er nichts Un⸗ 
ehrenhaftes. Er darf durch Maßregeln nicht den Concurs beſchleunigen, 
aber er kann der Sache ihren naturgemäßen Lauf laſſen. Ich bitte Sie 
alſo sine ira et studio $ 1 abzulehnen. (Beifall im Centrum. Ge⸗ 
lächter links.) . g 

Handelsminiſter Achenbach: Wenn der Vorredner feine verſchiedene Ab⸗ 
ſtimmung von jetzt und bei der Bahn Münſter⸗Enſchede vom finanziellen 
Standpunkte aus zu rechtfertigen ſucht, ſo kann ich ſeinen Ausführungen 
nach meiner Erfabrung nicht beiſtimmen. Palle⸗Sorau⸗Guben iſt kein un⸗ 
ſicherer Factor, ſondern wird ein nützliches Glied des preußiſchen Staats⸗ 


bahnnetzes ſein und kaum jemals in die Lage kommen, daß die Einnabmen 


nicht die Betriebskoſten decken. Dagegen iſt eine gleiche Beſorgniß in Betreff 
der Müaſter⸗Enſcheder Bahn nicht abzuweiſen, wenngleich ich ein ſicheres Ne» 
dal nicht aussprechen kann. Die Bablen, welche der Vorredner angeführt 

t, beruhen auf einer mir unzugänglichen Berechnung, doch muß ich ſie als 
nicht zutreffend bezeichnen. Wenn bier eine emtio spei vorhanden iſt, ſo 
trifft das in beiden Fällen zu, und was für Münſter⸗Enſchede erlaubt war, 
kann es auch für die übrigen Landestheile ſein. 

Geh. Ober⸗Finanzrath Rötger: Ich will den Abg. Schröder in drei 
Punkten berichtigen. Erſtens zeigt ein Blick in den § 6 des Vertrages, daß 
mit Annahme des Geſetzes von einem Optionsrechte der Prioritäten Lit. C. 
nicht mehr die Rede ſein kann, daß die Begebung von neun Millionen Mark 
Obligationen von der Regierung beſorgt wird und das bezügliche Privileg 
der Geſellſchaft aliſcht. Iweitens hat der Abg. Schröder bemängelt, daß hier 

bereits ausgegebene Prioritäten garantirt würden, während bisher nur noch 
2 begebende Obligationen garantirt würden. Wenn der Staat den Betrieb 
ür ewige Zeiten erhält, fo müßte er zunächſt die Gläubiger ſicher ftellen, 
wenn wir nicht mit erneuten Forderungen vor Ihnen erſcheinen ſollten. 
Drittens wird mir Im Juriſt beiftimmen, daß bier von einer emtio spei 
gar nicht die Rede fein kann — dieſe fest einen richtigen Kaufvertrag voraus 
— ſondern ein pactum de vendendo, wonach der Eigenthümer ſich ver⸗ 
ns auf Verlangen dem Staat nach beſtimmter Zeit das Object zu ver⸗ 
aufen. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen. N 

Abg. Wehrenpfennig (perſönlich): Den perſönlichen Angriffen des Abg. 
Schröder gegen mich entgegenzutreten, halte ich nicht für nötig; es ge» 
nügt die einfache Bemerkung, daß ich gegen die perſönlichen Angriffe Nie⸗ 
mandes aus dieſem Hauſe ſo unempfindlich bin, wie gegen die des Abgeord⸗ 
neten für Lippſtadt, zumal wenn er verſucht, ſich in die Sphäre ſittlicher Er⸗ 
wägung zu erheben. 

Abg. Schröder (Lippſtadt) entgegnet, daß es ihm fern gelegen babe, 
den Abg. Webrenpfennig perſoͤnlich anzugreifen, er habe nur in feinem Ver: 
fahren das Parteigebahren charakteriſiren wollen. 

$ 1 wird bierauf angenommen. 

2 überträgt die Ausführung des Geſetzes dem Handelöminilter. 
bg. Schröder (Lippſtadt) ermahnt den Handelsminiſter, bei der Aus⸗ 
führung recht vorſichtig zu fein, zumal auch bei der Vorlage über Münſter⸗ 
ſchede die Regierung andere Meinungen geäußert habe, als dies heute 
über dieſelbe Bahn geſchehen ſei. 
92 wird angenommen und ſodann das Geſetz im Ganzen definitiv 
enehmigt. Die bezüglichen Petitionen werden durch Annahme des Ge⸗ 
ſebes für erledigt erklärt. 12 

Das Haus ſetzt demnächſt die geſtern unterbrochene Specialberathung des 
Geſetzentwurfs, betreffend die Befähig ung für den hoheren Verwal⸗ 
tungs dienſt fort. > } 

$ 14 lautet in der Faſſung der Regierungs vorlage: Die Beſtimmun⸗ 
17 dieſes Geſetzes finden auf die Berufung zu den Stellen der Präſidenten, 

biheilungsdirigenten und techniſchen Mitglieder (der Forſt⸗, Geiſtlichen, 
Schule, Medieinal⸗ zc. Räthe, ſowie der mit der Bearbeitung der Ausein⸗ 
anderſetzungsſachen betrauten techniſchen Mitglieder) bei einer Regierung 

2), an zu den Stellen der Verwaltung der indirecten Steuern keine 

ndung. 

Die Commiſſion ſchlägt folgende Faſſung vor: f 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die Befähigung zum böberen 
Verwaltungsdienſte finden Anwendung auf die Berufung zu den Stellen: 
1) der Abtbeilungsdirigenten und Mitglieder bei einer Regierung (Land: 
Noſtei, Finanzdirection in Hannoverſ und der den Oberpräſidenten und Re⸗ 
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gierungspräſidenten zugeordneten höberen Verwaltungsbeamten, mit Aus: 
nahme der Juſtitiarien und techniſchen Beamten dieſer Behörden (der Forſt⸗ 
Geiſtlichen, Schul-, Bau-, Mevdicinalrätbe); 2) derjenigen Mitglieder des 
Oberverwaltungsgerichts und der Bezirksverwaltungsgerichte, welche die Bes 
fähigung zu den höheren Verwaltungsämtern beſitzen müſſen; 3) der Land: 
räthe, Kreis⸗ und Amtshauptmänner und Oberamtmänner in den hohen⸗ 
zollernſchen Landen. . 

Ferner beantragt die Commiſſion folgenden neuen § 14a: Diejenigen 
Perſonen, welche von einem Kreistage zur Belegung eines erledigten Land⸗ 
rathsamts im Geltungsbereiche der ae bom 13. December 1872 
vorgeſchlagen, beziebungsweiſe in der Provinz Weſtfalen und der Rbein⸗ 
probinz praſentirt werden, ſind auch dann für befähigt zur Bekleidung der 
Sen 1 5 Landraths zu erachten, wenn ſie die zweite juriſtiſche Prüfung 
abgeleg aben. 

Hierzu liegen folgende Amendements vor: 

I) v. Löper⸗Löpers dorf beantragt § 14a zu ſtreichen und dem § 14 
Nr. 3 folgende Worte hinzuzufügen: „auf die Berufung zur Stelle eines 
Landralhs jedoch nur inſoweit, als dazu Perſonen ernannt werden, welche 
im Geltunge bereiche der Kreisordnung vom 13. December 1872 nicht von 
einem Kreistage vorgeſchlagen beziehungsweiſe in der Provinz Weſtfalen und 
der Rheinprovinz präſentirt worden find.“ 

2 v. Manteuffel: in Nr. 3 das Wort „Landrath“ zu ftreichen. 

3) v. Bonin: zu § 14a nachſtebenden Zuſatz anzunehmen: „oder wenn 
ſie nach beſtandener erſter Prüfung bei den Gerichts⸗ und Verwaltungs⸗ 
bebörden im Vorbereitungsdienſt, oder in Selbſtverwaltungsämtern des 
Communal⸗, Kreis⸗ und Provinzialdienſtes zuſammen mindeſtens vier Jahre 
beſchäftigt geweſen find. g 

4) Abg. Wendorff will am Schluß des § 14a an die Stelle der zwei⸗ 
ten juriſtiſchen Prüfung die erſte ſetzen. 

5) Graf Bethuſy⸗Huc: Im § 14a an Stelle der Schlußworte: „wenn 
fie die zweite juriſtiſche Prüfung abgelegt haben“ folgende Worte zu ſetzen: 
„wenn ſie emweder die erſte Prüfung oder die in dem Regulativ vom 13ten 
Mai 1838 für Landrathsamtscandidaten vorgeſchriebene Prüfung abgelegt 

aben. Die Beſtimmung des § 1 des gedachten Regulativs, wonach ein 
andrathsamtscandidat von der Ablegung dieſer Prüfung entbunden werden 
kann, wird hierdurch aufgehoben. 

6) Abg. Wiſſelinck: Im Falle der Annahme des Antrages des Abg. 
v. Bethuſy Huc oder Löper-Löpersdorf dem § 14a folgenden Zuſatz zu geben: 
Im Geltungsbereich der Kreisordnung vom 13. December 1872 ſind dieje⸗ 
nigen Kreisberſammlungen, welche von der Befugniß Gebrauch machen, für 
die Beſetzung eines Landralhsamtes aus der Zahl der Gutsbeſitzer und 
Amtsvporſteher Perſonen in Vorſchlag zu bringen, verpflichtet, einen ſtändigen 
Syndikus, welcher die Befähigung zum Richteramt beſitzt, anzuſtellen, ſofern jene 
Perſonen dieſe Befähigung oder die Befähigung zum höhern Verwaltungs⸗ 
dienſt nicht beſizen. 

7) Windthorſt (Bielefeld): Im Falle der Annahme eines der vorge: 
nannten Anträge zu § 14a dem betreffenden Antrage folgendes hinzuzufügen: 
Alle anderweitig beſtehenden Beſchränkungen in Bezug auf den Kreis der 
Perſonen, welche von einem Kreistage für die Beſetzung eines erledigten 
Landraihsamtes in Vorſchlag gebracht werden können, ſind aufgehoben. 

Abg. v. Löper⸗Löpersdorf: Es kann wohl keinem Zweifel unter: 
liegen, daß durch unſere neue Geſetzgebung die Bedeutung des Landraths 
im eminenten Sinne erhöht worden iſt, ſowohl nach der Seite der Executive, 
wie nach der Seite der Selbitverwaltung, und wir ſind daher gezwungen, 
die höchſte Vorſicht zu beobachten in der Aenderung derjenigen Beſummungen, 
welche über die Landräthe durch den § 74 der Kreisordnung getroffen wer⸗ 
den, Wir müſſen deshalb der Commiſſion einen Vorwurf machen, daß fie 
jene Beſtimmungen ohne einen weſentlichen Grund aufheben und in das 
Geſetz eine Materie hineinbringen will, die nicht bineingehört und dadurch 
das Zuſtandekommen der Vorlage unnütz erſchwert. Wenn Sie die Berufung 
von der Abſolvirung der beiden juriſtiſchen oder Verwaltungs Examina ab⸗ 
hängig machen, fo hellen Sie entſchieden zu große Anſpiüche; fie vermindern 
die Executive der Regierung und verkümmern das Vorſchlagsrecht der Kreiſe, 
in dem doch eine Sa communale Freiheit liegt. Zu einem guten Laud⸗ 
rath gehören nicht weſentlich die Eigenſchaften, welche man durch die beiden 
Examina erwirbt; die Regierung wünſcht einen guten Executivbeamten und 
der Kreis einen Mann, der trotzdem die Intereſſen deſſelben vertritt. Die 
Landräthe ſollen durch Takt und überlegene Erfahrung die vorkommenden 
Differen en im ſocialen und wirthſchaftlichen Leben ausgleichen können, und 
ob die Geſetze richtig zur Ausführung gelangen, hängt weſentlich von der 
Landrathes ab. Solche Perſonen aber finden ſich oft 
gerade unter denen, die nicht im Dikaſterium erzogen find; es find dies oft 
ſolche Männer, die ſich im parlamentariſchen und öffentlichen Leben verdient 
gemacht haben, und ich bin überzeugt, daß ein folder Mann ji viel eher 
die nöthigen techniſchen Fertigkeiten erwerben kann, als ein nur theoretisch 
durchgebildeter. Was würde es überhaupt ſchaden, wenn derſelbe im Anfang 
feiner Thätigkeit einige juriſtiſche Schnitzer macht, da ein junger techniſcher 
Beamter auf anderen Gebieten viel größere Fehler machen kann, welche ſich 
ſchwerer repariren laſſen. Wenn Kreis und Regierung über eine Perſon 
einig find, jo ſehe ich nicht ein, weshald wir hier eine unnöthige Beſchränkung 
einführen ſollen. Meine Freunde werden daher primo loco für Streichung 
der Nr. 3 ſtimmen, bei Annahme derſelben aber für meinen Antrag; ebenſo 
können wir dem Unteramendement Windthorſt zuſtimmen. . : 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) empfiehlt jein Amendement mit dem Hin⸗ 
weis auf den Widerſpruch, welcher zwiſchen den Beſtimmungen der alten 
Regulative vom Jahre 1838 und den Beſchlüſſen der Commiſſton beſtehe. 

Geh. Reg.⸗Raih Herrfurth: Die Regierung kann ſich mit den Vor⸗ 
ſchlägen der Commiſſion nicht einverſtanden erklären und ebenſowenig mit 
den vorliegenden Amendements, weil dieſelben ſämmtlich die Beſtimmungen 
der Regulative vom Jahre 1838 aufheben und die Regierung dieſe Auf⸗ 
hebung weder formell noch materiell für nöthig hält. Sie erkennt mit der 
Commiſſion an, daß ſich die Bedeutung der Landräthe in den letzten Jahren 
im eminenten Maße erhöht hat; nun iſt aber aus dem Commiſſtonsbericht 
zu erſehen, daß die Statiſtik ergiebt, daß die Mehrzahl der Landräthe das 
zweite Examen ohne irgend welchen Zwang gemacht hat, und die Regierung 
wird auch in der Praxis künftig den Grundſatz befolgen, daß ſie dieſen 
Männern den Vorzug giebt, aber daß Sie das zweite Examen als eine con- 
ditio sine qua non hinſtellen, ſcheint mir weder theoretiſch noch praktiſch 
richtig zu ſein; theoretiſch nicht, weil das Wiſſen durch die Praxis erſetzt 
werden kann; praktiſch nicht, weil die ſchnelle Beſetzung der Landrathsſtellen 
unter dieſen Umſtänden für die Regierung nicht möglich ſein würde. Bei 
der Bedeutung dieſes Amtes würde aber eine längere Vacanz äußerſt be⸗ 
denklich fein und Sie würden damit die Zwecke des Geſetzes völlig illuſoriſch 
machen. Was die Amendements anbetrifft, ſo enthalten ſie ſammtlich Be⸗ 
ſchränkungen, ſei es des Beſtätigungsrechts, ſei es des Dispensrechts der 
Regierung, und ich kann Sie nur bitten, dieſelben abzulehnen. 

Abg v. Manteuffel: Mein Antrag geht dahin, den Landrath über⸗ 
haupt aus dem Paragraphen herauszuſtreichen. Mir iſt allerdings vor⸗ 
geworfen worden, daß doch die Landräthe ſich unfehlbar ſelbſt zu den höheren 
Verwaltungsbeamten rechneten und ſomit auch den an dieſe geſtellten An: 
forderungen entſprechen müßten. Ich bin nun ſelbſt lange Jahre Landrath 
geweſen, aber ich habe nie danach gefragt, ob ich Beamter mit blauen oder 
rothen Knöpfen fei, ſondern ich war zufrieden, daß ich Landrath war. (Heiter⸗ 
keit.) Aber das iſt ja auch Nebenſache; ich bleibe jedenfalls bei dem Satze 
ſtehen, daß die Examina nicht die Fähigkeit zu einem guten Verwaltungs⸗ 
beamten geben, und ich bin überzeugt, daß dieſelben für dieſe Beamten über⸗ 
baupt werden abgeſchafft werden. Der eigentliche Grund aber, weshalb ich 
gegen dieſe Beſtimmung der Commiſſion mich erklaren muß, iſt, vaß ich es 
gegen die Würde der Geſetzgebung halte, wenn eine Beſtimmung heute durch 
ein Geſetz gegeben wird, um morgen ſofort durch ein anderes aufgehoben 
zu werden, wie es thatſächlich durch den Commiſſionsvorſchlag mit dem § 74 
der Kreisordnung geſchiedt, während doch abſolut kein Bedürfniß vorliegt. 
Kein Oberbürgermeiſter oder Bürgermeister braucht ein zweites juriſtiſches 
Examen gemacht zu haben, ſelbſt nicht einmal ein iniſter, und nun wollen 
Sie dieſe Beſtimmung für den Landrath durchführen. Der Abg. Lasker hat 
ſich neulich als Vater der Kreisordnung hingeſtellt und es der conſervativen 
Seite zum Vorwurf gemacht, daß fie dagegen geſtimmt hätte. Das ift nun 
allerdings richtig, aber nachdem einmal das Geſetz perfect geworden und des 
Königs Name unter demſelben ſtand, haben gerade die Conſervativen in ihrer 
gewohnten Loyalität das Geſetz mit der größten Energie zur Durchführung 
gebracht, während die liberale Partei ſich beſtrebt, ein Stück nach dem andern 
von demſelben loszureißen. Ich bin durchaus nicht gegen Reformen; wo 
aber Aenderungen des früheren Zuſtandes nicht nöthig ſind, mache ich ſie 
nicht. Nicht im conſervaliven Intereſſe, ſondern in Ihrem eigenen erſuche 
ich Sie: bleiben Sie bei der alten Beſtimmung fteben. 

Abg. Richter (Hagen): Ich muß zunächſt die Behauptung zurückweisen, 
als habe der Abg. Lasker ſich bier als Vater der Kreisordnüng bezeichnet. 
Der Abg. Lasker hat bei einer Gelegenheit, als man ihm vorwarf, er con⸗ 
ſtruire die Verhältniſſe theoretiſch und kenne nicht die praktiſchen Lebens: 
verhältniſſe, darauf erwidert, daß ihm derſelbe Einwand bei der Kreis⸗Ord⸗ 
nung gemacht ſei, als er gewiſſe Beſtimmungen, die nachher Geſetz wurden, 
den Conſezvativen gegenüber bertbeidigte. Er hat bemerkt, daß gerade der 
damals am meiſten don conſervativer Seite angefochtene Theil der Kreis⸗ 


Ordnung fi befonders bewährt babe und nun die Conſervativen ſelbſt am 
erkennen müſſen, daß die Beſtimmungen mit den praktiſchen Verhaltniſſen 
nicht im Widerſpruch ſteben. Der Abg. Lasker ſetzte voraus, daß nach dem Zuſtande⸗ 
kommen des Geſetzes die Conſervativen, wenn fie nicht, was fie an Einfluß im 
Lande beſäßen, verlieren wollten, ſich an der Ausführung betheiligen würden. Ich 
bedauere nur, daß die Beteiligung der conſerbativen Partei an der Aus⸗ 
führung der Kreisordnung vielfach ſo ausgefallen iſt, daß die Abſichten der 
Kreisordnung nicht bollitändig zur Geltung gekommen find. (Hört! links.) 
Die Beſchwerden, welche die Ausführung der Kreisordnung bervorrief, ſind 
zum nicht geringſten Theil dadurch entſtanden, daß die Amtsbezirke vielfach 
gegen die Abſicht des Geſetzes gebildet worden ſind, oder daß man geradezu 
die Freiheit der Landgemeinden im Intereſſe der Großgrundbeſitzer unter⸗ 
drückt bat. Gegen den Sinn des Geſetzes iſt die gutsberrliche Polizei unter 
dem Titel der Amtsvorſteder wieder hergeſtellt worden. Das bat der Abg. 
Lasker bei der erſten Leſung des Competenzgeſetzes deutlich erklärt; unſere 
Aufgabe wird es fein, in Ausführung der Kreisordnung das zu beſeitigen, 
was dabei gegen ihren Sinn geſündigt iſt, alsdann wird die Kreisordnung 
auch auf unſerer Seite noch mehr Anerkennung finden. Der Vorredner 
ſagte nun, warum ſoll ein ſolches Geſetz, wie es erſt 1872 in der Kreis⸗ 
Ordnung gegeben wurde, wieder abgeändert werden? Wenn wir aber in 
dieſer Weile fortwährend Geſetze ändern müſſen, fo tragt doch Niemand 
anders Schuld daran, als die conferbatibe Partei in Verbindung mit dem 
conſervativen Miniſterium. Der Miniſter des Innern genirt ſich nicht, 35 
Paragraphen der Kreisordnung im Competenzgeſetz wieder aufzudeben, wenn 
wir aber nur an einen Punkt einen Aenderungsantrag ſtellen — ja, Bauer, 
das iſt ganz was anderes. (Heiterkeit. ) 

„Es handelt ſich um die Perſönlichkeit des Landrathes. Es ſollen Examina 
eingeführt werden. Der Abgeordnete d. Manteuffel hat gefagt: ja die Mi⸗ 
niſter werden auch nicht examinirt. Niemandem kann es weniger als mir 
einfallen, ſolche Examina einzuführen. Je höher die Stellung iſt, um ſo 
weniger find Examina nöthig, da ja die Controle der Oeffentlichkeit ſich gel⸗ 
tend macht. Vieles, was angeführt iſt, fpricht ja gegen Examina überhaupt. 
Wenn man Landrath geworden iſt, jo erlangt man damit nach 5 Jahren 
die Möglichkeit, in höhere Verwaltungsämter aufzusteigen, alſo erſetzt das 
Landrathsamt auch für die höheren Verwaltungsſtellen in der Regierung das 
Examen. Wenn man ſagt, das Regulativ babe ſich bewährt, fo muß ich 
erklären, daß gerade auf Grund dieſes Regulativs eine große Anzahl von 
notoriſch unfähigen Perſönlichkeiten in die Landrathsamter bineingekommen 
it. (Hört) Es bat am Rhein eine Zeit gegeben, wo man das fünfte 
Ulanenregiment für vorzugsweiſe berufen erachtete, den Regierungsbezirk 
Düffelvorf mit Landräthen zu verſehen. (Heiterkeit) Ich könnte Ihnen 
ſolche Landräthe namhaft machen, z. B. einen Landrath, von dem bei ſeinem 
Abgange in meiner Gegenwart der Ober⸗Regierungs⸗Ralh conftatirte: er bat 
feinen Orden doch bekommen, obwohl er ſeit 10 Jahren in den Acten nichts 
als ſeine Namensunterſchrift vorfindet, alle Verfügungen von dem Kreis⸗ 
Secretär gemacht und ſogar die Concepte zu den Reden auf den Kreistagen 
von Anderen gemacht worden find. ( Heiterkeit.) Ich könnte Ihnen auch 
einen aus dem fünften Ulanen⸗Regiment auf Grund dieſes Regulativs in 
den Landrathspoſten eingetretenen Mann namhaft machen. Die Genannten 
ſind beute nicht mehr im Amte, ſonſt würde ich die Bemerkung nicht machen 
— von dem conſtatirt wurde, daß er ſelbſt nicht einmal im Stande ſei, 
ſtiliſtiſch und orthographiſch vollſtaͤndig richtig zu ſchreihen. (Hört!) 

Wenn ich einmal an Landräthe nicht die gleichen Anforderungen wie an 
andere Perſonen für höhere Verwaltungsämter ftellen will, jo haben doch 
ſolche Vorſchriften, wie fie das Amendement v Bonin und Wendorf iteller, die 
negative Bedeutung, daß fie verhindern, daß Jemand unmittelbar vom Sattel 
in das Landrathsamt hinabſteigt und die Zügel der Regierung übernimmt. 
(Heiterkeit.) Wenn Abg. v. Manteuffel darauf hinwies, daß man in Bezug 
auf die Bürgermeiſter und Magiſtrate weniger ſtrenge Anſichten habe, ſo 
kann ich ihn nur auf die Thatſache hinweiſen, daß unter ſämmtlichen Städten 
über 25,000 Einwohner ſich nach der Statiſtik nur eine befindet, welche unter 
den Magiſtratsbeigeordneten nicht mindeſtens einen hätte, der das zweite 
juriſtiſche Examen gemacht hat. Das muß ich allerdings ſagen, wenn es 
erſt obligatoriſch iſt, daß mindeſtens ein Mann im Kreitausſchuß ſitzt, der 
Qualification zu den höheren Aemtern hat, jo finde ich größere Bürgſchaften 
darin, daß die Concurrenz freigegeben wird, als in den Anforderungen eines 
Examens. Dann wird ſich kein Landrath im Kreisausſchuß gegenüber einem 
derartig vorgebildeten andern Mitgliede halten können, wenn es nicht gam 
beſondere Befähigung hat, und der Kreistag wird von 9 das größte 
Intereſſe haben, einen ſolchen Mann zu wählen, der den Poſten des Land⸗ 
raths auch im Kreisausſchuß wahrzunehmen im Stande iſt. (Beifall). 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Seit länger als unſere militäriſchen 
Einrichtungen iſt auf dem Gebiete der Civilverwaltung das Landrathsamt in 
Preußen jedenfalls dasjenige, was ſich den meiſten Ruf erworben und weſent⸗ 
lich zur Entwickelung Preußens beigetragen hat. Dem hin und wieder aus⸗ 
geſprochenen Mißtrauen gegen dies Juſtitut kann ich nur die bündigſte Vers 
ſicherung entgegenſetzen, daß auch heute noch das Landratbsamt im Allge⸗ 
meinen als ein ausgezeichnetes anzuſehen iſt, das ſich ſtets außerordentlich 
bewährt hat. Im Ganzen iſt auch das Inſtitut beliebt und wird in den 
einzelnen Kreiſen von ſehr tüchtigen und ihren Aufgaben gewachſenen Perſön⸗ 
lichkeiten geleitet. Wie ſtellt ſich nun die Sache bei der jeßigen Geſetzgebung? 
Nach der Kreisordnung haben die Kreisſtände das Präſentationsrecht. Es 
iſt dies kein Wahlrecht, ſondern eine Präſentation an Se. Majeität den König, 
un ter dem Anheimſtellen, ob er den Präfentirten für geeignet hält oder nicht. 
Es kommt gef niemals vor, daß da, wo eine ſolche Präſentation erfolgt und 
nicht ganz wejentlibe Rückſichten gegen die Perſönlichteit geltend zu machen 
ſind, die Beſtätigung verſagt wird. Es kommt aber neuerdings ſehr häufig 
vor, daß die Kreiseingeſeſſenen ſagen: wir haben keine zur Präfentation 
geeignete Perſon und bitten deshalb, einen Landrath uns zu ernennen. Daß 
dies der Fall iſt, liegt ja in der Natur der Sache und iſt eben das Mode⸗ 
ramen, das auf denſelben Weg und zu demſelben Ziele führt, welches ſoieje⸗ 
nigen im Auge haben, die jetzt ein obligatoriſches Examen vorſchreiben wollen. 
Glauben Sie, daß wir heute noch ſoweit ſind, daß eine Kreisverſammlung 
Jemanden wählen könnte, von dem fie nicht die Ueberzeugung hat, daß er 
555 ſei den Kreis zu regieren? Oder glauben Sie, daß heute ſich irgend 

emand als Candidat präſemiren wird, der nicht in ſich die Kraft fühlt, dem 
Rufe, der an ihn ergeht, zu folgen? (Rufe links: ja wohl! warum nicht! 
Heiterkeit.) Und wenn in den vielen Fällen, wo die Kreisſtände einen Re⸗ 
pröfentationsfähigen nicht finden, die Regierung einen Beamten anſtellt, der 
die Verhältniſſe tennt, der ſich bereits das Vertrauen der Kreiseingeſeſſenen 
erworben hat, iſt das nicht ein verſtändiger und regulärer Zuſtand? 

Warum wollen Sie, indem Sie das Examen obligatoriſch machen, in 
vielen Fallen eine derartige Anſtellung unmöglich machen? Ich veritebe 
nicht, wie man heut zu Tage, wo man Selbitverwaltung und Alles, was 
dazu gehört, jo lebhaft anſtrebt, gerade an dieſem Punkt einſetzt und den 
Staat zwingt, in vielen Fällen von ſolchen Ernennungen abzujehen, welche 
die Kreiseingeſeſſenen ſelbſt vielleicht lebhaft wünſchen. Sie wollen der Re⸗ 
gierung ein Schwert in die Hand geben, das ſie gebrauchen muß, um ſelbſt 
den gerechtſertigſten Wünſchen der Bevölkerung entgegenzutreten. ‘it das 
richtig und conjequent? laube es nicht. Sollen wir denn diejenigen 
kenntniß reichen, wohlſituirten Leute, die ſich unter der neuen Geſetzgebung 
an der Staatsgewalt betheiligen mögen, auch nicht die Ausſicht eröffnen 
dürfen, von dem kleineren Standpunkte aus weitere Schritte zu machen, in 
der höheren Verwaltung aufwärts zu rücken? Iſt es nicht ein ſchönes An⸗ 
reizmittel für einen Amtsvorsteher, wenn er ſich jagen kann: ich bin nun 
einmal im Amte ein ſo angeſehener Mann geworden, von mir iſt ein jo 
richtiger Tact in der Anwendung der Geſetze ausgeübt worden, daß die ganze 
Bevölkerung zu mir Vertrauen hat. Wollen Sie einem ſolchen Mann nicht 
den Weg einräumen, dies zunächſt nun auch als Landrath im Kreiſe zu bes 
weiſen, und wenn er ſich da ebenſo bewährt hat, ihn dann auch zum er 
gierungspräſidenten zu machen? Aus allen vieſen Gründen iſt es nicht gut, 
5 ee enger zu ziehen für die Beſetzung des Landrathsamtes. Denken 

ie ſich doch den 
ſich befindende Leute endlich dazu gelommen find, dem Wunſche des Kreiſes 
nachzugeben und zu ſagen: ich will trotz aller Mühe und Laſt, die ich davon 
babe, euer Landrath werden. Und dieſen Leuten wollen Sie zumutben, daß 
fie ſich von einem Aſſeſſor ſollen examiniren laſſen, wie ein Kreis zu ver⸗ 
walten iſt, den fie ſeit 30 Jahren kennen und thatſächlich prakliſch mitver⸗ 
waltet haben? Das iſt unmöglich. Ich kaun Sie nur dringend bitten, alle 
Baal te Fra abzulehnen und es einfach bei dem Regierungs⸗ 
vorſchlage . 

fog raf Blethuſy Huc: Der Abg. v. Manteuffel ſagte, die conſer⸗ 
vative Partei ſei es geweſen, die der Kreisordnung zum Leben und zur 
praktiſchen Wirkſamkeit verholfen habe. Ich kann dieſen Anſpruch für die 
conſervative Partei allein nicht zugeben, ich denke, es haben alle Parteien 
ihren Antheil und ihr Verdienſt daran. Es handelt ſich hier einfach um die 
Frage, ob wir den § 74 der Kreisordnung illuſoriſch machen wollen er 
nicht, ob wir das alte preußiſche Landrathsinſtitut beibehalten oder nn 
büllt oder offen einen Uebergang zum fran öͤſiſchen Präfecturweſen dag 
wollen. Ich will das erftere und lege einen außerordentlich hoben Win 
auf die Erhaltung unſerer Landrätbe. Fürchtet man doch bereits jet ang 
bei den gefteigexten Veſchwerden und Anſprächen ih nicht Berfonen Paus 
zur Übernahme der Landrahsſtelle finden möchten. Wie will man n 


Fall, daß gerade ältere, in herborragender Lebensſtellung 


udererfeiis finde ich in $ 14a eine zu große Beſchränkung darin, daß vom 
reistage zur Beſetzung eines erledigten Laudratbsamtes nur Leute vorge⸗ 
ſchlagen werden dürfen, welche die große Staatsprüfung beſtanden haben; 
der Kreisordnung ſind bekanntlich die Grundbeſitzer und Amtsvorſteher des 
Kreiſes als ſolche bezeichnet: die zu Landräthen vorzuschlagen find, ſofern fie 
ſich lane. dazu qualificisen. Mein Amendement genügt, glaube ich, allen 
igen Anforderungen. 

Geb. Rath Herrfurid:_ Ich muß mich gegen den Antrag des Abg. 
bp. Manteuffel erklären; es it kein Grund einzuſehen, warum die Kreis⸗ und 
Amtsbauptmänner und Oberamtmänner in den hohenzollernſchen Landen 

anders geſtellt werden ſollen, als die Landrathe. Wenn der Abgeordnete 
Richter (Hagen) behauptet hat, die Regierung ſcheine das 7. Ulanenregiment 
ur die geeignete Vorſchule zu dem Landrathspoſten zu halten, jo glaubt das 
die Staatsregierung nicht, wenn fie auch der Meinung iſt, daß ein tüchtiger 
lanenlieutenant auch einmal ein tüchtiger Landrath ſein könne. Mit dem 
Examen iſt nicht Alles gewonnen; es find Fälle vorgekommen, daß Aſſeſſoren, 
die ihr Examen summa aum laude beſtanden haben und ausgerüſtet mit 
der ganzen Jutelligenz ibres Jabrbunderts grün vom grünen Tiſch kommend, 
bei der erſten prakuiſchen Gelegenheit ſich im Sumpfe befanden. (Heiterkeit.) 
Man kann gelehrte Bücher ſchreiben und doch nur ein lateiniſcher Landrath 
ein, alle Erkenntniß beſitzen und doch nur ein tönendes Erz und eine klin⸗ 
gende Schelle ſein. (Beifall.) 5 a Er 

Nachdem der Referent noch einmal die Commiſſionsbeſchläſſe vertheidigt 
bat, wird § 14 in der Faſſung der Commiſſion und § 14a mit dem Antraye 
b. Bonin und dem dazu geſtellten Unterantrage Windthorſt (Bielefeld) 
angenommen. . 

Nach § 14d find die Miniſter der Finanzen und des Innern ermächtigt, 
Perfonen, welche die Befähigung zum böberen Juſtizdienſte erlangt haben 
und mindeſtens fünf Jabre als Juſtitiarius oder bei einer Auseinander⸗ 
ſetzungsbebörde als Special-Commiflar beſchäftigt worden ſind, für befähigt 
für den böheren Verwaltungsdienſt zu erklären. f 

0 an Antrag des Abg. Zelle, ftatt „5 Jahre“ zu ſetzen „3 Jahre“ wird 
abgelehnt. 

8 17 lautet: „Die näheren Beſtimmungen über die binſichtlich des Uni⸗ 
berſitätsſtudiums zu ſtellenden Anforderungen, über die Zuſammenſetzung 
er Commiſſionen für die erſte Prüfung und die zweite Brüfung für den 
öberen Verwaltungsdienſt, ſowie über die wiederholte Zulaſſung zu dieſen 
Prüfungen und über die Vertheilung der Beſchäſtigungszeit bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden werden von dem Staatsminiſterium die näheren Be⸗ 
fimmungen über die zweite Prüfung für den höheren Juſtizdienſt, über die 
wiederholte Zulaſſung zu derſelben, ſowie über die Vorbereitung im praktiſchen 
Juſtizdienſte von dem Juſtizminiſter in einem Regulativ feſtgeſetzt.“ 
Abg. Belian beantragt folgende Faſſung: „Das Staatsminiſterium wird 
die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen, namentlich 
die näheren Beſtimmungen über die binſichtlich des Univerſitatsſtudiums zu 
ellenden Anforderungen, über die Vertheilung der Beſchäftigungszeit bei 
den Verwaltungsbebörden, über die Zuſammenſetzung der Commiſſion für 
die zweite Prüſung für den höheren Verwaltungsdienſt und über die wieder⸗ 
bolte Zulaſſung zu dieſer Prüfung in einem Regulativ feſtſetzen. 

Das Haus tritt dieſem Antrage bei. . 

19a hebt alle dem Geſetzentwurf entgegenſtehenden Regulative auf. 
bg. v. Czarlinski (Konitz) wünſcht im Intereſſe der Polen nach An⸗ 
nabme des Sprachengeſetzes in zweiter Leſung die Aufrechterdaltung der bis⸗ 
berigen Beſtimmung über den Gebrauch der polniſchen Sprache im § 9 des 
egulativs vom 13. Mai 1838. : 5 

Dieſer Antrag wird abgelehnt, und der in Conſequenz der früheren 
Beſchlüſſe modificirte §S 19a angenommen. f 

Die Specialberathung der Vorlage iſt hiermit erledigt. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. (Erſte Berathung 
der Vorlagen, betreffend die Bebra⸗Friedländer Bahn und die Holzungen 
der Gemeinden in den öſtlichen Provinzen; dritte Berathung des Geſetzent⸗ 
wurſs über die Geſchäftsſprache; erſte Berathung des Geſetzentwurfs, be 
treffend den Austritt aus den Synagogengemeinden.) 

e Außer den bereits genannten Abgeordneten der neuconſervativen 
Fraction, v. Köller, v. d. Goltz, v. Lösen (Georgendorſ), v. Gaudecken und 
d. Studnitz, baben bei der namentlichen Abſtimmung über die Vorlage wegen 
der Halle⸗Sorau⸗Gubener Bahn noch gegen die Vorlage geſtimmt: 
b. Bebr,Bebrenbefi, v. Donat, Hunäus, v. Lözer (Löpersdorff), Neſte, v. Roy 
und v. Wedell (Malchow). 


Berlin, 19. Mai. [Amtliches] Se. Majeſtät der König bat dem 
Kapitän zur See Freiherrn von Schleinitz, Commandanten S. M. Schiff 
„Gazelle“, dem Juſtizrath und Notar, Hauptmann a. D. von Zuccal⸗ 
maglio zu Grevenbroich, und dem Rechtsanwalt und Notar Juſtizrath 
Billerbeck zu Anklam den Rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
dem Gymnaſial Oberlehrer a. D., Profeſſor Dr. Krebs zu Weilburg im 

ber⸗Lahn⸗Kreiſe, den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe; dem Medicinalrath 
und Kreisphyſtkus Dr. Gall zu Poſen den Königlichen Kronenerden dritter 
1. lei dem Gutsadminiſtrator und ſtellvertretenden Deichhauptmann Witte 
zu Prittiſch im Kreiſe Birnbaum den Königlichen Kronenorden vierter Klaſſe; 
dem Fabrikarbeiter Wilhelm Tweer zu Lüdeuſcheid das Allgemeine Ehren: 
zeichen; ſowie dem Schullehrer Trocheleps zy zu Tloki, im Kreiſe Bomſt, 
die Rettungsmedaille am Bande verliehen 
Se. Majeſtat der König dat dem Königlich ſächſiſchen General⸗Major 
Freibenm v Hauſen, Commandeur der 2. Jufanterie⸗Brigade Nr. 46, den 
öniglichen Kronenorden zweiter Klaſſe mit dem Stern und dem Königlich 
lächſiſchen Major von Kirchbach, Commandeur des 1. Huſaren⸗Regiments 

r. 18, den Rothen Adlerorden dritter Klaſſe verlieben, 

Se. Majeſtat der König bat dem Hauptmann von Donop, A la suite 
des 3. Garde⸗Regiments zu Fuß, commandirt zur Dienſileiſtung bei dem 
Cadettenbauſe in Plön, und dem Rittmeister von Plato, Flügeladjutanten 
Sr. Königlichen Hobeit des Großherzogs von Mecklenburg⸗Strehlitz, die Er: 
aubniß zur Anlegung der ihnen verliebenen Inſignien, reſp. des ürſtlich 
Uppiſchen Ebrenkreuzes zweiter Klaſſe und des Kaiſerlich ruſſiſchen St. Wladimir⸗ 

rdens vierter Klaſſe ertheilt. x 

Se. Majeftät der König hat dem Rechtsanwalt und Notar, Juſtizrath 

Pißzſchiy in Stettin, ven Charalter als Gebeimer Juſtizratb verlieden. 

Es find verſetzt: der Kteisrichter Thielemann in Hobenmölſen an das 
Kreisgericht in Bochum und der Kreisrichter Krauß in Senftenberg an das 
gericht in Guben. — Zu Kreisrihtern find ernannt: der Gerichtsaſſeſſor 
800 el bei dem Kreisgericht in Wohlau, mit der Function als Geridis: 

Tecller ar in Raudten, der Gerichtsaſſeſſor Hanow bei dem Kreisgericht in 
lichen, des Ger, Gerichtsaſſeſſor Merſcheim bei dem Kreigericht in Alten: 
ee Mn oerihtsafieffor Diſſe bei dem Kteisgericht in Wongrowib, der 
Gerihtda 11 Weſtp hal bei dem Kreisgericht in Gleiwitz und der Gerichts: 
Aſſeſſor Muße bei dem Kreisgericht in Bülow. — Der Obergertitörath 
Peters in R > der Kreisgerichts⸗Director Mitſchle in Meferig und der 
Kreisrichter Rendſchmidt in Pleß find gestorben. — Der Kreisrichter 
Scherz in! ust entlaſſen Folge ergangenen Digeiplinar⸗Erkenntniſſes aus 
dem Juſtizdien in in 750 — Der Staatsanwaltsgehilfe Niſchelsky in 
Strasburg i. Pr. i M gleicher Amtseigenſchaft an die Staatsanwaltſchaft bei 
dem Kreisgericht in Marienwerder verſetzt. 
Berlin, 19. Mal. [Se. Mafeſſat der Kaiſer und König] 
nahm im Laufe des heutigen Tages Vorträge entgegen von dem Ge⸗ 
neral⸗Intendanten von Hülſen, dem Polizeipräfidenten von Madai, 
den Hofmarſchällen Graf Pückler und Graf Perponcher, ſowie den 
Generalen von Williſen und von Albedyll und empfing zur militäri⸗ 
ſchen Meldung den Contre⸗Admiral Batſch. 

[Ihre Majeftät die Kailerin- Königin] beſuchte geſtern Se. 
Maſeſtät den Kalſer von Rußland in Ems und dinirte daſelbſt. Heute 
deiſte Ihre Majeflät über Karlsruhe, wo Allerhoͤchſidieſelbe einige Stun⸗ 
den am Großherzoglichen Hofe verweilen wird, nach Baden zum Kur⸗ 

gebrauch. . (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 19. Mai, [Die Miniſterkriſis.— Hofmann.] 
Seit geſtern ſind genauere Nachrichten über den Verlauf der Kriſis 
bekannt geworden, aus denen die ſo vielfach verbreiteten Gerüchte über 
den angeblichen Rücktritt des Finanzminiſters ihren Urſprung genom⸗ 
men haben. Die aus unterrichteter Duelle: ſtammenden Meldungen 
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die Stellung , ber. oberfi 
nern Den Aulch zu Melnungs verſchlel 
heiten zwiſchen dem Präſidenten und dem Vice⸗Präfidenten des 
Staatsminiſteriums vorzugsweiſe gegeben haben. Es handelte ſich um 
die Modalitäten, unter denen die Ernennung des neuen Präfiventen 
des Reichskanzleramts erfolgen ſolle. Bei dem bisherigen Präfidenten 
waren die Beziehungen gewiſſermaßen durch die Tradition und durch 
die perſönliche Stellung des Herrn Delbrück von ſelbſt gegeben, und 


„eine formelle Regelung dieſer Beziehungen erſchien nicht dringlich. 


Delbrücks Antecedentien und ſeine intimen perſönlichen Beziehungen 
zu den maßgebenden Mitgliedern des Staatsminiſteriums konnten eine 
genaue Abgrenzung der Competenzverhältniſſe überflüſſig erſcheinen 
laſſen. Es war ziemlich gleichgiltig, ob Herr Delbrück Sitz und 
Stimme im Staatsminiſterium habe, da fein Wort, namentlich 
in allen Dingen, die das Reich betrafen, von vornherein die 
größte Autorität in Anſpruch nehmen dürfte. Dieſe Verhältniſſe liegen 
weſentlich anders, nun Herr Delbrück einen Nachfolger erhält, der bisher 
dem preußiſchen Staatsminiſterium fern ſtand. Daher mußte es dem 
Fürſten Bismarck angemeſſen erſcheinen, für die Vertretung des Reichs⸗ 
gedankens und der Reichsintereſſen in den Berathungen des preußiſchen 
Staats miniſteriums, namentlich für die Fälle feiner Abweſenheit und 
Verhinderung, directe und poſitive Vorſorge zu treffen, eine Auf⸗ 
faſſung, welche mit ſeinen Anſichten über die Nothwendigkeit 
vollſter innerſter Uebereinſtimmung zwiſchen der Staats⸗ und der 
Reichs⸗Regierung in genauem Einklange ſteht. Er wünſchte da⸗ 
her, daß die Haupt⸗Vertreter der innern und äußeren Reichs⸗ 
politik in der Lage ſeien, die Geſichtspunkte des Reiches unmittelbar 
im Staatsminiſterium mit voller Autorität zur Geltung zu bringen. 
Dieſer Abſicht entſprach es, daß ſowohl der Präſident des Reichskanzler⸗ 
Amts wie der Staatsſecretär des Auswärtigen Amtes Mitglieder des 
Staatsminiſteriums im vollſten Sinne, wenn auch ohne Portefeuille, 
wurden. Die hier angedeuteten Verhältniſſe bedurften vor der defini- 
tiven Eniſcheidung eingehender Erörterungen und Verhandlungen, bei 
welchen die viel erwähnten Meinungsverſchiedenheiten zu Tage traten 
und in Folge deren auch die definitive Ernennung des neuen Präſt⸗ 
denten des Reichskanzleramts noch verzögert wurde. Am Mittwoch 
erſt ſind, wie man hoͤrt, dieſe Differenzen vollſtändig ausgeglichen wor⸗ 
den, und es werden die neuen Einrichtungen weſentlich in der vom 
Fürſten Bismarck vertretenen Richtung erfolgen. Wiederholt kann ver⸗ 
ſichert werden, daß alle anderen mit dem Vorgange in Zuſammenhang 
gebrachten Angelegenheiten, wie Handelspolitik, Eiſenbahnvorlage u. ſ. w., 
in keiner Weiſe dabei in Frage gekommen ſind. — Man nimmt an, 
daß nunmehr auch die Ernennung des Miniſters Hoffmann zum Prä⸗ 
ſidenten des Reichskanzleramts nicht länger auf ſich warten laſſen wird. 
Die Nachricht, daß derſelbe ſchon täglich im Reichskanzleramte arbeite, 
iſt unrichtig. Er hat ſich nur bei ſeiner kürzlichen Anweſenheit in 
Berlin die Localitäten angeſehen, iſt aber ſeit länger als acht Tagen 
wieder abgereiſt. Wahrſcheinlich wird er erſt nach feiner definitiven 
Ernennung nach Berlin zurückkehren. 5 

[Der Evangeliſche Ober-Kirchenrath!] hat ſich in einem 
Spectalfalle dahin geäußert, daß die Anwendung des jungfräulichen 
Ehren⸗Prädicais bei der kirchlichen Trauung durch die 
Verordnung vom 21. September v. J. nicht geboten iſt, weil dies 
nach Verlegung der Trauung hinter den rechtlichen Beginn der Ehe 
nicht angängig war. Eben fo wenig jedoch fe dieſelbe unterſagt. 
Wenn daher die Intereſſenten die Anwendung des jungfräulichen Prä⸗ 
dicats für den Trauungsact begehren und nicht etwa die Gemeinſam⸗ 
keit des ehelichen Hausſtandes ſchon begonnen ſei, werde der die 
Trauung vollziehende Geiſtliche unverhindert ſein, dem an ihn geſtell⸗ 
ten Verlangen zu willfahren. 

Dortmund, 18. Mal. [Aufruf.] Seit einigen Tagen ent⸗ 
halten die katholiſchen Blätter Weſtfalens und der Rheinprovinz einen 
Aufruf zur Feier der 30 jährigen Jubelfeier der Wahl und der 
Thronbeſteigung Pius IX. am 16., bezw. 21. Juni. Freiherr Felix 
v. Los fordert die Katholiken auf zu einer Reiſe nach Rom und ſtellt 
für den 21. Juni eine Audienz beim Papſte in Ausſicht. Das Pro⸗ 
gramm iſt ſehr eingehend ausgearbeitet und mitgetheilt, denn es enthält 
ſchon die Beſtimmungen für die nothwendige Audienz⸗Tollette. Auch 
von hier aus erwartet man Theilnehmer für die Reiſe. 

Köln, 18. Mat. [Die ſoclal⸗demokratiſchen Arbeiter] 
gedachten am Sonntag vor acht Tagen eine Verſammlung abzuhalten, 
mußten jedoch davon abſtehen, weil ihnen der anweſende Polizeibeamte 
bedeutete, dieſe Verſammlung werde nicht geſtattet, da ſie als eine 
Fortſetzung des ſocial-demokratiſchen Arbeitervereins aufzufaſſen ſet. 
Auf geſtern nun lud durch Placat ein Arbeiter zu einer „öffentlichen 
Volksverſammlung“ behufs Beſprechung der Stadterweiterung ein, und 
dieſe Verſammlung fand ungehindert ſtatt. Der Social: Demokrat 
Rittinghauſen erklärte ſich dagegen, daß die Stadt etwa 5 Millionen 


Thaler für das frei werdende Feſtungsterrain zahle, weil dieſes vor W. 


der Einverleibung in Preußen Eigenthum der freien Reichsſtadt ge: 
weſen, und eine Verjährung zufolge der beſtehenden Geſetze nicht Platz 
greife. In dieſem Sinne wurde eine Petition an den Reichstag be⸗ 
ſchloſſen, die vorher im Druck erſcheinen ſoll. 

Fulda, 18. Mai. [Depeſche. — Dementi.] Der „H. M.“ 
ſchreibt man von hier: Vor wenigen Tagen ſpielte ſich ein Curioſum 
in unſerer Stadt ab, welches viel Stoff zum Lachen geboten hat. 
Einer der biefigen Zeltungs⸗Correſpondenten hatte in mehreren Blättern 
von einem angeblich für Fulda ernannten päpſtlichen Geheimdelegaten 
geſprochen. Dieſer Tage nun langte bei dem Telegraphenamte eine 
Depeſche unter der Adreſſe: „An den päpſtlichen Geheimdelegaten zu 
Fulda“ an. Der Vorſteher des Telegraphenbureaus ließ beim Ober⸗ 
bürgermeiſter, und da dieſer keine Auskunft zu ertheilen vermochte, bei 
der Polizeibehörde anfragen, ob und wo ein folder dahier erifiire. 
Da aber auch die Polizei von der Exiſtenz dieſer myſterlöſen Perſön⸗ 
lichkeit keine Ahnung hatte, ſo harret die Depeſche annoch ihrer Erle⸗ 
digung. — Aus zuverläſſigſter Quelle vermag ich Ihnen die Mit⸗ 
theilung zu machen, daß die von hier in mehreren Blättern cireulirende 
Nachricht von der Zuſammenkunft der preußiſchen Biſchöfe zu Echt er⸗ 
nach gänzlich aus der Luft gegriffen iſt. 

München, 19. Mai. [In der heutigen Sitzung der Abgeordne⸗ 
tenkammer!] berichtete der Abg. Stobäus über die Wahl in Edenkoben 
und empfahl den Antrag der Abtheilung auf Giltigkeitserklärung der Wahl. 
Der Antrag wurde ohne Discuſſion angenommen. Hierauf referirte der Abg. 
Häuſer über die Wahlen in Kandel und erklärte, daß keine Geſetzwidrigkeit, 
85 nur ein Verſeben bei denſelben vorliege, er befürworte daher den 

bibeilungsantrag, die Wahlen für giltig 30 erklären. Der Abg. Schels 
behauptete demgegenüber, daß der Artikel 10 direct verletzt ſei; er wolle 
jedoch dem Antrag der Abtbeilung, die Wahlen für giltig zu erklären, nicht 
entgegentreten. Nachdem noch der Miniſterialcommiſſär Riedel den Abibei⸗ 
lungsantrag empfohlen hatte, wurde derſelbe angenommen. 


Deſterreich. 

Wien, 19. Mai. [Braunau⸗Straßwalchener Eiſenbahn.] 
Die Regierung hat den Kaufvertrag über die Braunau⸗Straßwalchener 
Bahn unter Vorbehalt der Genehmigung des Curatelgerichts und des 
Reichsrathes abgeſchloſſen. Der Kaufpreis beträgt eine Million in 
fünfprocentigen garantirten Prioritäten oder, nach Wahl der Regierung, 
850,000 Fl. baar. 

Peſt, 19. Mai. [Die Reichsrathsdelegation!] hat das Budget des 


ehörden] gemeinſamen Finanzminiſteriums nach den Ani 
eden nehmigt, auch eine vom Ausſchuß vorgeſchlagene 
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igt, auch eine bi ſchlagene Reiolution,, in welcher das 
gemeinſame Miniſterium aufgefordert wird, dei der Aufſtellung des Budgets h 
pro 1878 auf die Verwendung der entbehrlichen Capitalien des Militärs * 
Stellvertreter⸗Fonds Bedacht zu nehmen, mit 23 gegen 21 Stimmen ange⸗ 
nommen, obwohl der Reichsminiſter bei der bezüglichen Debatte ſich gegen 
dieſe Reſolution ausgeſprochen hatte. Auch der Etat für den oberſten Rech⸗ 
nungsbof und die Bedeckungspoſt der Zolleinnahmen wurden genehmigt. 

Vom Budgetausſchuß der Reichsrathsdelegation ift das Ordinarium des 
Kriegsbudgets meiſt ohne Abänderung erledigt worden. Eine Refolution bes | 
treffs Reorganiſation der Militär⸗Bildungsanſtalten, namentlich des Offizier⸗ = 
Töchter⸗Inſtituts in Hernals im Sinne einer Gleichberechtigung der Confeſ⸗ 
ſionen wurde angenommen. Auf eine Anfrage bezüglich der Angelegenheit 
des vormaligen Lieutenant Ertl, erklärte der Vertreter der Regierung, F Me. 
Benedek, derſelbe babe unter Vorſpiegelung von Connexionen mit bochge⸗ 
tellten Militärperfonen theils feine eigenen Combinationen, theils unvollſtän⸗ 
dige Auszüge aus militäriſchen Papieren zum Kaufe angeboten, für die 
Armee ſei dadurch aber weder ein Verluſt, noch auch irgend eine Gefahr er⸗ 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 20. Mal. [Witterung.] Die ungemein rauhe 54 
Temperatur dauert fort, nur der Wind hat in feiner Heftigkeit etwas 7 
nachgelaſſen. Auf unſerer Sternwarte verzeichnete man: — 0,20, — 
In Frankenſtein hatte man geſtern % Grad Kälte und Schnee. 
— In Waldenburg ebenfalls ein Grad Kälte und Schnee. Aus 
Pleß ſchreibt man uns unterm geſtrigen Datum: „Die nördliche Ab⸗ 
dachung des Karpathengebirges ſtrahlt heut im Glanze eines 
friſchen Schneegewandes und bietet einen Anblick, wie man ihn ſonſt 
nur in fhönen Wintertagen gewöhnt iſt.“ 

* [Zum Ankauf von Remonten] im Alter von vorzugsweiſe drei 
und ausnabmsweiſe vier und fünf Jahren find im Bereiche der königlichen 
Regierung zu Oppeln für dieſes Jahr nachſtehende, Morgens 8 Uhr begin⸗ 
nende Märkte anberaumt worden und zwar: den 2. Auguſt in Pleß, den 
4. Auguſt in Leobſchütz den 5. Auguſt in Ratibor, den 8. Auguſt in Toſt, 
den 9. Auguſt in Lublinitz, den 10. Auguſt in Oppeln, den 11. Auguſt in 
Creuzburg, den 14. Auguſt in Grottkau. Die von der Militär⸗Commiſſion 
erkauften Pferde werden zur Stelle abgenommen und ſofort baar bezahlt. 


+ Glogau, 19. Mai. [Jubiläum.] Unſere Stadt bat bereits beute 
das beſte Feſtgewand angelegt, gilt es doch, die zweihundertfünfzigjährige 
Jubelfeier des Königlichen katholiſchen Gymnaſiums feſtlich zu begeben: Es 
iſt eine wahre Pracht, die Anſtalt heute anzuſchauen, in friſches Grün ge⸗ 
hüllt, ſieht ſie aus wie eine jungfräuliche Braut mit der blühenden Morthe 
im lodigen Haare. Einige wenige Worte über die Gründung des Gymna⸗ 
ſiums dürften wohl bier am Platze fein. Kaiſer Ferdinand II hatte im 
Jahre 1620 den Baron Johann von Schönaich wegen Begünſtigung und 
Aufnahme des ſogenannten Winterkönigs Friedrichs V. in eine Strafe von 
0,000 Schock Meißniſch genommen und dieſe Summe dem Burggrafen 
Hannibal von Dohna geſchenkt. Letzterer trat das Geſchenk zur Gründung 
eines Collegii der Jeſuiten ab, überließ jedoch die Ehre der Stiftung ſeinem 
Kaiſer Ferdinand II. Am 15. Mai 1625 kamen die erſten zwei Felaten, 
beide Schleſier, nach Glogau. Am 20. Mai 1626 beſtätigte der Kaiſer 
jene Schenkung von 70,000 Schock behufs der Gründung eines Jeſuiten⸗ 
Collegiums in Glogau und beſtimmte die Herrſchaften Carolath, Beutyen, 
Milkau und Nenkersdorf nebſt deren Pertinenzien zur Deckung der Unter⸗ 
baltung. So iſt der 20. Mai 1626 der Stiftungstag des jetzigen Gymna⸗ 
ſiums, welches bis zur Aufhebung des Jeſuiten⸗Ordens nach ſeinem Grün⸗ 
der den Namen Ferdinandeum führte. An Gratulanten von nah und fern 
wird es zum Feſt nicht feblen. Der Herr Cultusminiſter Dr. Falk, 
Unterftaatsfecretair Sydow, Geh. Ratb Stauder aus Berlin, Conſiſto⸗ 3 
rialratbh Schuppe, Geh. Regierungsrath Dr. Dillenburger, Oberpräfivent 
Graf Arnim aus Breslau, Regierungs⸗Präſident Fehr. v. Zedlitz aus 
Liegnitz werden deute Nachmittag, weitere Gäſte heute Abend reſp. morgen 
früh erwartet. 


+ Glogau, 19. Mai, Abends. [Jubiläum.] Soeben Nachmittag 
3 Uhr ſſt der Herr Cultusminiſter Dr. Falk bier eingetroffen. Zum 
mpfange hatten ſich auf dem Bahnbofe eingefunden: Apoell.⸗Ger.⸗Präſident 
Heimbrod, Ober: Staatsanwalt Amecke, Geh. Rath Dr. Dillenburger, Lands 
rath v. Jagwitz, Oberbürgermeiſter Martins, Gymnaſialdirector Menge, 
Gymnaſialdirector a. D. Wenzel, Paſtor Käbler, das Feſtcomite und ein 
überaus zahlreiches Publikum, welches den Herrn Miniſter mit größter Ehre 
furcht begrüßte. Der Herr Minifter beſtieg eine bereitſtehende Equ page, um 
nach dem Hotel „Deutſches Haus“ zu fahren, mußte jedoch unterwegs aus⸗ 
ſteigen, weil das eine der Pferde ſtürzte; der Herr Miniſter war ſonach ge 
nöthigt, den Da nach dem Hotel zu Fuß zurücklegen zu müſſen. Der Herr 
Ober⸗Präſident Graf Arnim kommt heute Abend, Unter⸗Staats⸗Secretät 
Sydow und Regierungs⸗Präſident Freiherr v. Zedlitz haben abgeſchrieben. 
Bald nach ſeiner Ankunft im Hotel empfing der Herr Miniſter eine Depu⸗ 
tation der Lehrer der evangeliſchen Bürger, und Volksſchule, der katholiſchen 
Stadiſchule und der Domſchule, dieſelbe beſtand aus den Herren Rector 
Juha Lehrer Krauſe und Cantor Witt, ſie überreichte eine Adreſſe folgenden 
nhalts: 

„Eurer Excellenz erlauben ſich die unterzeichneten Lehrer biermit ibren 
ehrfurchtsvollen und dankbaren Gruß unterthänigſt darzubringen. — Von 
Sr. Majeſtät unſerm allergnädigſten Kaiſer und König vor nicht zu ferner 
Zeit aus unſerer Stadt in die Reſidenz berufen, haben Ew. Excellenz bald 
darauf eines der wichtigſten und einflußreichſten Staatsämter übernommen, 
deſſen Verwaltung auch in das Gebiet des Volksſchulweſens aufs Tiefſte eingreift. 
Geſtatten deshalb Ew. Excellenz den unterthänigſt unterzeichneten Lehrern ver 
Stadt Glogau, Ew. Excellenz zu den auf dem genannten Gebiete zu Tage 
tretenden Beſtrebungen ihre ganze und volle Zuſtimmung aussprechen zu dürfen. — 
arm und tief empfundenen Dank bringen Ew. Excellenz wir für die väter⸗ 
liche Fürſorge, mit welcher Hochdieſelben vom Beginn Ihrer Amtswirkſamkeit 
an die beſſernde und helfende Hand an die innern und äußern Zuſtände 
unſers Volksſchulweſens gelegt haben; insbeſondere freuen wir uns mit dank⸗ 
barſtem Herzen des unverkennbaren Wohlwollens, mit dem Ew. Excellenz 
auch der äußeren Noth der Lehrer immer mehr abzuhelſen geneigt find. 
Indem Ew. Excellenz wir die unterthänigſte Bitte auszuſprechen wagen, 
Hochdieſelben wollen auch für die Zukunft der Volksſchule und ihren Lehrern 
ein warmes Herz bewahren, und indem wir von dem aufrichtigſten Wunſche 
beſeelt find, in Ew. Excellenz noch lange den mächtigen und eifrigen Foͤr⸗ 
derer wahrer Jugend und Volkserziebung jeben und verehren zu dürfen, 
geſtaiten wir uns gleichzeitig, der Verſicherung Ausdruck zu geben, 
daß wir freudig und gern uns als Mitarbeiter an der Erreichung 
des von Ew. Exeellenz der Volksſchule geftedien Zieles bekennen und 
unſer Streben mehr und mehr darauf gerichtet fein ſoll, neben wahrer 
Religioſität die Keime echter Vaterlandsliehe und unerſchütterlicher Treue zu unſe⸗ 
rem allergnädigſten Kaiſer und Könige in die Herzen der uns anvertrauten 
Jugend zu pflanzen und unabläſſig in denſelben zu hüten und zu pflegen. 

Das Lehrer⸗Collegium der epangel. * und Volksſchule. 
Das Lehrer⸗Collegium der katbol. Stadiſchule. Die Lehrer der Domſchule. 

Der Herr Miniſter nahm die Adreſſe freundlich entgegen und antwortete 
der Deputation, daß er ſehr erfreut ſei, aus dem Inhalt der Adreſſe erfehen 
zu können, daß eine Einigkeit, wenn man will, möglich ſei. Die Lebrer 
möchten in ihren Beſtrebungen fortfahren, er würde den Lehrerſtand 
ſtets im Auge balten und zu fördern ſuchen. Der Herr Miniſter 
derſicherte hierauf, daß eine Zeit kommen wird, in der man ſich 
wundern wird, daß Kämpfe derart wie fie gegenwärtig ſeien, über⸗ 
baupt möglich waren. Mit dem Erſuchen, daß die Lehrer nach dem in der 
— gegebenen Verſprechen auch ferner wirken mögen, entließ der Herr 
Miniſter die Deputation, die voll Lob über die ihr zu Theil gewordene Auf⸗ 
nahme iſt. 

—— 2 —ä — . ——— —ä— — 

Berlin, 19. Mai. Die heutige Börſe zählt wiederum zu den flilljten der 
Letztzeit, die Umſatze beſchränkten ſich auf das dürftigſte Maß und ebenjo 
gering blieben auch die Veränderungen, mit welchen die Courſe aus dem 
Verkehr hervorgingen. Unter ſolchen Umſtänden konnte natürlich auch eine 
beſtimmt ausgeprägte Tendenz nicht zum Ausdruck gelangen. Die inter⸗ 
nationalen Speculationspapiere batten mit mehr oder weniger erheblichen 
Courseinbußen den geſtrigen Schlußnotirungen gegenüber eingeſetzt und im 
ferneren Verlaufe des Geſchaſts vergrößerte ſich dieſe Differenz, obſchon bei 
Beginn der zweiten Börſenſtunde vorübergehend es den Anſchein gewann, 
als würde für den Reſt der Geſchaftszeit eine feſtere Haltung Platz greifen. 
Beſonders zeigten ſich Lombarden matt, obgleich ein neueres Motiv füt den 
Rückgang dieſes Effectes nicht anzuführen iſt. Die anderen Papiere dieſer 
Gattung ſchloſſen ſich aber der Führerſchaft der Lombarden, die einen Total⸗ 
Räckgang bon 5 Matk erfuhren, an, ſo daß der Schluß der Borſe zu 
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225, Lombarden 121%, Franzoſen 442, Reichsbank 153%, 


‚ Köln:Mindener 
101, Rbein. 117, Bergiſche 83%, 


Magdeburg, 19. Mai. [Sudenburger Gründerproceß.] Das 
biefige Appellationsgericht hat in dem Sudenburger Gründerproceß gegen 
% ulius und Simon Levy, Meyer, Heniges, Sommerguth und Plauth wegen 
5 etrugs auf je 6 Monate Gefängniß und je 3000 Mk. Geldſtrafe event. 
15 weitere 200 Tage Gefangniß, gegen Kluſemann wegen Theilnahme am Be⸗ 
truge auf 3 Monate Gefängniß und 1500 Mk. event. 100 Tage Gefängniß, 
5 egen Julius Levy, Meyer, Heniges und Kluſemann wegen Aufſtellung einer 
i alihen Bilanz auf je 1500 Mk. Geldstrafe event. 50 Tage Gefängniß erkannt 


Telegraphiſche Courſe und Borſennachrichten. 
(Aus Wolff 2 Telegr.⸗Bureau.) 
Frankfurt a. M., 19. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. [Schlußcourſe.] 
Londoner Wechſel 204, 20, Pariſer Wechſel 80, 95, Wiener Wechſel 169, 10, 
Böhmiſche Weſtbahn 152, Eliſabethbahn 121%, Galizier 162%, Fran: 
oſen“) 221, Lombarden“) 61%, Nordweſtbahn 107%, Silberremte 58%, 
* apierrente 55%, Ruſſ. Bodencredit —, Ruſſen 1872 98%, Ruſſ. An⸗ 
3 leihe — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 98%, 1864er 
9 Looſe 270, 00, Creditact.“) 112%, Oeſt. Nationalb. 708, 00, Darmſt Bank 
5 103, Brüflelee Bank —, —, Berliner Banlverein 81%, Frankfurter 
Wechslerbank 76%, Deutſch⸗ͤſterreichiſche Bank 90%, eininger Banl 
Ir 78%, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 153%, Continental —, —, 
Heſſ. Ludwigsbahn 99%, Oberheſſen 72%, Ungariſche Staatslooſe 145, 00, 
5 do. Schtzw. alte 85%, do. neue 82%, Central⸗Pacifie 92%, Türken —, 
1 Ung. Oſtb.⸗Obl. II. 59%. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 
I Schwach, wenig belebt. 
Nach Schluß der Börſe: Credit ⸗Actien 112%, Franzoſen 220%, Lom⸗ 
rden 62, 1860er Looſe —, Eliſabethbahn —, —, Franz⸗Joſefsbahn —, 
8 —, Ungariſche Staatslooſe —, —. Reichsbank —, Darmſtädter 
ank —. 


{ Sambura, 19. Mel, Nada, (Shluß-Gonrfe] Hann 
j amburg, 19. Mai, Nachmittags. uß⸗Courſe. rger 
A St.⸗Pr.⸗A. 114%, Silberrente 58%, Creditactien 112%, Nordweſtbabn —, 
2 1860er Looſe 98, Franzoſen 549%, Lombarden 153%, Italien. Rente 70, 
Vereinsbank 117, Laurahütte 57, Commerzbank 87%, do. II. Emiſſion 
ö —. —, Probpinzial⸗Disconto —, —, Norddeutſche 126%, Anglo ⸗deutſche 54%, 
Internationale Bank 85%, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.A. 
13900, Aheiniſche Eiſenbahn do. 116%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 84, Disconto 
N 2% pCt. — Feſt, aber ftill. 
1 Wechſelnotirungen: London lang 20, 35 Br., 20, 29 Gld., London kurz 
2 20, 45 Br., 20, 37 Gld., Amſterdam 168, 15 Br., 167, 35 Gld., Wien 167, 
75 Br., 165, 75 Gld., Paris 80, 50 Br., 79, 90 Gld., Petersburger Wechſel 
284, 00 Br., 262, 00 Gld. 8 . 
. Hamburg, 19. Mai, Rahm. [& etreidemarkt.] Weizen loco höher, auf 
: Terme ſteigend. Roggen loco feſt, auf Termine böber. Weizen pr. Mal 221 
Br., 220 Gd., pr. Juli⸗Auguſt pr. 1000 Kilo 218 Br., 217 Gd. Roggen 
pr. Mai 158 Br., 157 Gd., pr. Juli-Auguſt pr. 1000 Kilo 157 Br., 156 
Gd. Hafer ruhig. Gerſte feſt. Rüböl feſter, loco und pr. Mai 64, pr. 
Oetbr. pr. 200 Pfd. 64%. Spiritus feſter, pr. Mai 35%, pr. Juni Juli 
336, per Juli⸗Auguſt 37, per Sept.⸗Oct. per 100 Liter 1008 38. Kaffee 
‚ feſt, Umſatz 3000 Sad. Petroleum feſter, Standard white loco 12, 00 Br., 
11, 90 Gd., ver Mai 11, 90 Gd., per Auguſt⸗December 12, 50 Gd. — 
— Wetter: Schön. 
Be Liverpool, 19. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſaß 8000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 5000 
Ballen amerikaniſche. ? 

Liverpool, 19. Mai, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 8,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. — 
Unverändert. Ankünfte Amerikaner ruhig, ſtetig. Surats unverändert. 

Middl. Orleans 6%, middl. ameritaniſche 6%, ſau Dhollerap 4%, 
. mibdl. ja Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 3%, midol. Dbollerab 
7 37%, fair Bengal 4, good fair Broach —, new fair Domra 4%, good 
far Qomra 4%, fair Madras 4, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, 
ſiair Cavptian 6. ; 5 
5 Mancheſter, 19. Mai, Nachmittags. 12: Water Armitage 7%, 12r 
Vater Taylor 7%, 30r Water Micholls 9%, 30r Water Gidlow 10%, 30r 
123 Water Clayton 11%, 40r Mule Mavyoll 10, 40r Medio Willinſon 12, 
3 oör Warpcops Qualität Rowland 11 A ‚ 40x Double Weſton 11%, 60r Double 
Weſton 15%, Printers % 9% 8Apfd. 102. — Markt ruhig. 

Petersburg, 19. Mai, Nachm. 5 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] Wechſel 
auf London 5 Mon. 31/16. do. Hamburg 3 Mon. 269%. do. Amſterdam 

3 Mt. 159%. do. Paris 5 Mt. 332%. 1864er Präm.⸗Anleihe (geſtplt.) 219. 
1866er Präm. Anleihe (gſtplt.) 213. % =» Imperials 6, 22. Große Ruſſ. 
Eiſenbahn 164%. Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 1044, Privatdiscont 7 . 


Petersburg, 19. Mai, Nachmittags 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg] 


tr loco 55, 00. Weizen loco 11, 75. Roggen loco 7, 00. Hafer loco 4, 75. 
1 Hanf loco —, —. Leinſaat (9 Pud) loco 12, 75. Wetter: Froſt. 

5 Antwerpen, 19. Mai, Nachmitt. 4 Uhr 30 Minuten. [Getreidemarkt.] 
15 = Se Weizen feſt, däniſcher 29%. Roggen ſteigend, Hafer rubig, 
6 erſte behauptet. 

1 Antwerpen, 19. Mai, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗ 


Markt.] (Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco. 28 dez. und Br., 
91 u Mai 27% bez, 28 Br., pr. Juni 28% Br., pr. September 30 Br., per 
* eptember⸗December 30% bez., 30% Br. Felt. 

. Bremen, 19. Mai, Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Stan⸗ 
Dart mbite ſoco 11, 50, pr. Juni —, —, pr. Juli 11, 80, pr. Auguſt⸗ 


December 12, 60. Feſt. 


16 Telegraphiſche Depeſchen. 
3 Gas Wolffs Telegr.-⸗ Bureau) 
Verſailles, 19. Mal. Senatsſitzung. Franclieu verlieſt eine 


Eingabe an den Miniſter des Innern, worin gegen die Stelle des 
lletzten Ricard'ſchen Circulars proteſtirt wird, welche nach feiner Anſicht 
ein conſtitutionelles Geſetz verletzt. Der Minifter des Innern, Marcel, 
entgegnet, die Reviſion der betreffenden Verfaſſungsartikel müſſe fo 
ausgelegt werden, daß fie zu Modificationen in freiheitlichem Sinne, 
nicht aber zur Umſtoßung und Veränderung der Regierungsform er⸗ 
1 mächtige. Franclieu erklärt, er werde eine Interpellation an die Re⸗ 
gierung richten. 
1 Kammerſitzung. Naquet (radical) beantragt die Einſetzunz einer 
Allnterſuchungscommiſſion über die Finanzoperationen und die Lage des 
Credit foncier und verlangt Dringlichkeit. Letztere wird mit allen 
gegen 7 Stimmen abgelehnt, nachdem der Finanzminiſter ſich dagegen 
And gegen die Unthunlichkeit und Unräthlichkeit des Antrags ausge⸗ 
ſprochen und betont hatte, daß er ſeine Pflichten kenne und zu erfüllen 
wiſſe. Bei der Berathung der Amneſtievorlage werden drei weitere 
Unteranträge abgelehnt. 

London, 19. Mai. Die engliſche Regierung wird, wie Reuter’ 
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Ka 3 u erfährt, den Beitritt zum Memor 
bezüglich der orientaliſchen Angelegenheit nicht erklären. 


a CCC wo 
dum der . 
andum der drei Kalſermächte Petersburg 


Berliner Börse vom 19, Mai 1876, 


Weohsel-Gaurse. 
Amsterdaml00FL| 8 T |3 1169,16 bs 
do. do. |2 M. 3 168,40 bs 
London 1 Latr. 3 M. 220.83, tz 
Pario 100 Frs. 8 T. 4 80,95 bz 
»etersburgl00SR.| 3 M. 675 254.10 ba 
Warschau 1008 R. 8 T. 6½ 208,40 bz 
Wien 100 FI. . 8 T. 4½ 169,10 bz 
do. do.. 1 M. 4½ 168,20 ba 
Fonds- und Geld-Course, 
Nants-Anl. 4% & consol. 4% 14, ba 
40. 4% ige 4 | 99,75 da 
3taats-Schuldscheine, . 3% 94,20 ba 
Präm,-Anloihe v. 1885 3% 131,4 B 
Berliner Stadt-Oblig. 4% 102,40 bz 
2 (Berlino e.. 102 bz 
2) Pommersche 3% 84,50 bz 
J Posensche neue.. 49490 ba 
E Schlesischkboo 300 — 
7 Kur- u. Noumärk, 4 87,0 bz 
3 Fommerscho 4 97.50 8 
2 Posans che 4 | 26,90 bz 
2(Preussischo. ..»» 4 1 86,80 bz 
Westfäl. u. Khein.|4 | 95.20 bz 
4 Sächsische. % | 98,79 bz 
Schlesische ı | 1104 
®adische Präm.-Anl 4 118,80 ba 
Baierische 4% Anleihe 121,50 ba 


Döln-Mind, Prämienschi34%, 109, 75 ba 


Curh. 40 Thaler-Loose 255 b. 
Badische 35 Fl.-L Oos 136,50 B 
Braunsckw. Präm.-Anleiha 8250 bz 
Oldenburger Loose 136,80 ba 


Bucaten — — 
Zover. 20,35 8 
Napoleons 16,185 bz 
{mperialse — — 
Dollars 4,18 bz I 


Hypetheken-Gertifioate, 
&rupp" 


einLi.Leip., — — 


oPartial-Obl. s ;102 @ 
FE 3 99 bz 
0 


0. 2 100,20 bzG 
Deutsche Hyp.-B.-PIb. 4% 85,75 bas 
do. do. do. B 101 @ 
Xündbr, Cont,-Bod.-Ur. 4% 
Inkünd, de, (usa 5 
do, rückzb. & 11015 
do. do, 4% 98,50 bz 


5 
?omm, Hyp.-Briefe ..5 |106 
do, de, II. E. 
eth. Präm,-Pf. I. Ern. 6 
do, do. II. Em. fo 
40. 8% Pf.rkz!br.m.110/5 162.0 bı@ 
40.4% do. do. m. 114% 96,25 bı@ 
Leininger Präm.-Pfdb.|4 102 B 
Jost. Silberpfandbr. . 5½ 39 B 
do, Hyp.-Ord.-PIdbr. 0 | 39 B 
pfdb. d. OGest.Bd.-Or.-Ge. 5 87,25 6 
Ichles. Bodencr.-PfIdbr. 6 10.25 B 
do, do, 4 
züdd. Bod.-Orod.-Ffdb. 5 
98 8 


* 
do. do. 4½% 4 | 
Wiener e 53 39 K 


Ausländische Fonds. 
Dest, Bilberrente 
r u. vll e- 
do. 1 u. 1, . 5 .. 
1. -L. . u. 1. l. 11]. 
Aae Prim "Ani, 4 
40. Lott.-Anl. v. 60. |5 
de, Oredit-Loose e 
&o, 64er Loose 
Auss, Präm.-Anl. v. 64% 
do. do. 18665 
do. Bod.-Cred.-Pfdbr.|5 
49.0ont.-Bod.-C}.-Pfdb.|5 
Zuss,-Poin. Schatz-Obl.|4 
Polm, Pfndbr, III. Em,|4 
Polm, Liquid,-Pfandbr.)4 
Amerik. rückz. p.1881/6 
do. do. 18860 
do. 5% Anleihe, 6 
Französische Rente 8 
ital, neue 5% Anleihe b 
ital, Tabak-Oblig. 6 
Saab-Grazerto0 Thlr. L. 4 
Rumänische Anleihe, .|8 5 
Türkische Anleihe. . 5 | 16, 
Ong.5St,-Eisenb,-Ani,|6 
Seliwedische 10 Thlr.-Loose — 
Finnische 10 Thlr.-Loose 39,10 
Türken-Loose 31,25 bz 


178 bz 
87,10 ba 


85,50 bro 


Elsenbahn-Prloritäte-Antion, 


Sorg-Märk. Sorio II, 4% 19 
0. 


di l 3½ 85,75 bzB 
40. do. 4 95 bz& 
do, Hess. Nordbahnfs 103,60 @ 
Zerlin-Görlita +» 5 102,560 @ 
d „„ „„ 4½% 92 bz 
do, Lit, O. 4% 88,76 bz 
Oreslau-Freib. Lit. D. 4 — — 
do. do. E. 4 — — 
do. do. F. 4 — — 
de, do, G. 4% 94,15 8 
do. do. U. 4½% 91,75 @ 
do, do. J. 49 — — 
do, do. .K.4%,| 88,50 bi 
&in-Minden UL Lit.Al4 | — — 
. LI B. 4% — — 
do. . . . IVV. 4 | 92,90 ba 
do. . . V. 4 90,8 @ 
Aalle-Serau-Guben . 5 100,0 bz@ 


Aannover - Altenbeken 4% 94,50 B 
Märkisch-Posener „..|5 [101,75 bz 


@-M, Staatab, I. Ber. 4 98 @ 
do, do, II. Ser.|4 — — 
4% do. Obl. I. u. II. 4 98 B 
do. do, III. Ser. 4 97 B 
Oberschles, 4. 14 — — 
a Be, 3yl—— 
de, GA. 414 — — 
do, Dur... 4 |94B 
do. Z. 54] 85.60 0 
do, Nen 4½ 109.90 828 
40. ae 4½% 90 dz 
do, H. 4101. 30 ba 
do. von 1889/6 104 6 
do. von 1878.4 1 10 0 
do. von 1874.4 98 n 
do. Brieg-Neisse4½% 97 bz 
do. Oosel-Oderb. 4 2 40 @ 
do. do. 5 104 8 


Ostpreuss. Südbahn 8 
Zochte-Oder-Uter-E. 8 
Schlesw. Eisenbabn . 4% 


Ohomnitz-Komotau , 5 39,25 bz 
Dux-Bodenbach, ... + 5 B 
do. II. Emission. 5 | 40 B 
Prag-Dux. „sr rer» * fr, | 23,50 G 
Aal. Carl-Ludw.-Bahn.|d | 82 bzB 
do, do, neue |5 | 73,76 0 
Kaschau-Oderberg. . ..|5 | 58,40 bz 
Ung, Nordostbahn . . 5 | 53,54 bad 
Ung. Ostbahn s | 61,20 ba 
Gemberg-Ozernowits . | 65,8% bag 
do, do. IIS | 65,60 ban 
do. do, III. s | 56,75 bas 
Mährische Grenzbahn 8 | 62,75 B 
Mühr.-SchL Centralb. fr.] 17,60 ba 
do. II. fr. — — 
Kronpr.-Rudolf-Bahn .|5 | 67,20 ba 
Desterr.-Französische 3 |318 dz 
do. do. II. 3 301,20 B 
do, südl. Btaatsbahn|3 225,26 bz 
do. neue |3 227,50 ba 
de, Obligationen ;5 | 74,80 bB 
Karschau-WienIl., |5 | 95,25 ba 
do. „2 
40. IV.. 5 | 86,80 bz 
do, ER 84.25 @ 
Bank-Discont 31, »Ot, 
Lombard-Zinsfuss % pCt, 


Fremd. Bkn. 09,85 bz 


Oest, Bku, 169,49 bz 
Nuss. Bien, 269,36. b 


Elsenbahr-Stamm-Aotlen, 
Divid, prof 1874 | 1878 Kt. 

Aachen - Mastricht.| 1 — 4 22,60 da 
Berg.-Märkische. .| 3 4 4 | 83,90 b 
Berlin-Anhalt . . 8% s 4 108,28 bı@ 
Berlin-Dresdex ..| 5 — 6 | 25,25 be 
Berlin-Görlita . 0 o 4 13875 bı@ 
Berlin-Hamburg, 1% | 10 4 176 vad 
Berl. Nordbahn . 0 e 
Berl-Potsd-Magdb,| 1 3 la | 8225 bs 
Berlin-Stettin „ 17. 9 4 128 8e dB 
Böhm. Westbahn. 5 8 8 176.50 0 
Broslau-Freib,. ..| 7 5% 4 77.25 bid 
Cöln-Minden . sa | — 4 101,10 bs 

do, Lit. B.] 5 5 5 | 99,90 bz 
Cuxhaven. Eisenb,| 8 8 3% — — 
Dux-Bodenbach.B.| 0 0 |& 9 bı@ 
Gal. Carl-Ludw.-B.| 8% 6 4 81,75 bz 
Halle-Sorau-Gub, | 0 oe 4 11,75 beg 
Hannover-Altenb, | 0 — 4 Is dak 
Kaschau-Oderborg| 5 — 6 | 41,99 bıB 
Kronpr. Endoifb, | 6 8 6 | 44,60 ba 
Ludwigsh.-Bexb, | 9 9 4 176,50 bz 
Märk.-Posener,, . ‚| 0 0 |# | 21,50 ba 
Magdob. - Halberat.| 3 — l 71,99 bag 
Magdob,-Leipzig. 14 14 4 235 5 

do. Lit. B.] 4 4 4 690 ba 

Meinz-Ludwigsh, .| 6 6 490,50 5. 
Niederschl.-Märk, .| 4 4 4 | 92,89 vad 
Oberschl. A.C.D.E,|12 10 3% 140 5 

do. B. 12 10% 3½ 130,50 ba 
Ossterr.-Fr. St.-B. 8 6 4 4440t-42 bz 
Oest. Nordwestb, | 5 5 6 1216 ds 
Oost.Südb,(Lomb.)| 1% | — (4 122.19 bz 
Ostpreuss. Südb, .| 0 o. 4 | 280 b 
Rechte-O.-U.-Bahn 6 6%, 4 1102.25 br 
Reichenberg-Pard.| 4 4% 4% 40 66 b 
Rheinische 8 — 1 117,10 bs 
do, ER gar.) 4 4 4 84.25 bi 
Rhein-Nahe-Bahn | 0 0 4 14.10 bas 
Rumän. Eisonbahn| 4 — 119 28-20 50 
Schweiz Westbahn] 0 — 4 | 16,49 bes 
Stargard -Posener| 4 4%, 4% 101,20 bz 
Thüringer Lit, A. 7 81, 4 119,90 ba 
Warschau-Wien. 10 — 4 1197 


Elsenbahn-Stamm-Prleritate-Actlen. 


In Liquidation.) 


Berliner Bark. 0 

Berl, Bankverein 4% 
Berl, Lombard-B., 0 

Berl. Prod-Makl.-B. 
Berl, Wechsler.-B, 
Br.-Pr.-Wechsl.-B, 
do. Hand. u,Entrep, 
Centralb. f. Genos, 
Deutsche Unionsb 

Hannov. Disc.-Bx · 
Hessische Bank 
Närschl, Cassenv. 
Ostdeutsche Bank, 
Pos, Pr.-Wechsl.-B, 
Pr. Credit-Anstalt 
Pr. Wechaler-Bnk, 
Schl. Centralbank | 
Ver,-Bk. Quistorp 


En 
= 


kr. 


% 


454 


Berlin-Görlitzor . 4 6 16 82,75 bra 
Berliner Nordbahn] 0 — r. — — 
Breslau-Warschau| 0 0 26 8 
Halle-Sorau-Gub, | 0 0 |5 | 24,90 ds 
Hannover-Altenb, | 0 0 |6 |35 das 
Kohlfurt-Falkenb, | 2 — |5 | 47,60 ba 
Märkisch-Pesener | 0 3% |6 | 72 bze 
Magdeb.-Halberst. 3% | 3% 3½ 6250 526 
do, Lit. C.] 5 5 6 vo 526 
Ostpr. Südbahn. 3% 5 5 | 75,50 520 
Pomm, Centrald. 0 — . .— — 
Rechte-O.-U.-Bahn| 6% 6½ s 108 bz 
Rumänier 8 8 8 75,16 bz 
Saal- Bahn.. 2% |0 230 
Weimar-Gera, , ..| 6 21 3 | 25,50 b 
Bank-Paplers. 
Alz. Deut. Hand.-G.] 5 9 40 er — — 
Anglo Deutsche Bk. 0 3 1164 6 
Berl, Kassen-Ver, 18% |17,7 |i [170,25 0 
Berl. Händo!s.-Ges,| 7 6 886 bs 
do. Prod.-u.Hdls.-B. 10 85 83.59 B 
Braunschw. Bank. 7 6% [93.75 B 
Bresl. Disc.-Bank | 4 2 4 | 65,40 dz 
iG#Bresl,Maklerbank | @ 0 11 — — 
Bree. Makl. Ver.-B.] 4 4 11 — — 
Bresl. Wechslerb.| 3%, 4 4 66 
Coburg. Cred.-BEnk. 4% 21 70 bz 
Danziger Priv.-Bk.| 6 7 t 118 des 
Darmst, Creditbk. 10 8 1 1102,25 bad 
Darmst, Zettelbk. % 5½ 1 94,75 @ 
Deutsche Bank „ .|5 3 183 
do. Reichabank| — — 141, |163,75 bs 
do. Hyp.-B. Berlin] 7% | 7% [ | 92,50 dB 
Dise.-Comm.-Anth. 12 1 1 [110,78 
Genossensch.- nk. 6 8 1 30,75 8 
do. junge] & 6 ı | 850@ 
Gwb.Schuster u. C. 0 0 1 12 ban 
Goth. Grunderedb.] 9 8 4 |106 das 
Hamb. Vereinz.-B. 11½ 9% 4 |11656 @ 
Hannov, Bank. . 6% | 67/1514 101 70 etda 
Königsb.Ver.-Bank| 5 5½ 4 80.90 6 
Lndw.-B. Kwilecki 6 — 14 60 B 
Leipa. Cred.-Anst.“ 9 7 | 11s das 
Luxemburg. Bank 9 6½% 4 98 bz@ 
Magdeburger do. 8½ 5½ 4 104 B 
Meininger do. 4 3 (478, bzB 
Moldauer Lds.-Bk. 3 — 4 1256 
Nordd. Bank 10 6% 4 128,75 6 
Nordd. Grunder.-B. % |9 4 89,80 8 
Oberlausitzer Bk. 0 2 4 * 
Oest. Cred.-Actien 6% ⁴ ¹ 4 223,59-24,89 
Poaner Prov.-Bank 6 2½ 4 9.20 8 
Pr. Bod.-Cr.-Act.-B. 8 8 4 | 98,30 bs@ 
Pr. Cent.-Bod.-Ord. 9 9% 4 118,25 @ 
Säche. Bank.. 10 10 e 120,25 bı@ 
Sachs. Cred.-Bank 5 5% 4 8e, B 
Schl. Bank-Vereinf 8 6 4 84 bs 
Schl. Vereinsbank| 5 4% 4 87,0 B 
Thüringer Bank. 6 s 413 6 
Weimar. Bank. 5% % 4 | 46,50 etbzB 
Wiener Unionab. 8 2% 4 104 U 


— —'1bͥ— . gH—2—U 


Industrle-Paplers. 
BerLEisenb.-Bd-A.] 7% | fte. |117 ba@ 
D. Einenbahnb.-G.] 0 0 4 | 12,50 bı& 
do. Beichs-n.Co.-E.| 4 — 4 70 ba 
Mark. Sch. Masch. G. 0 — 411678 6 
Nordd,Gummifab.| 5% 8 4 | 52,70 50 

de. Yapierfabr,| 4 — 411, 6 
Westend, Com. -G. 0 — fr.] 259 bad 
Pr. Hyp.-Vers.-Act. 180% 18 127 bad 
Schles. Feuervers.|17 2 a 
Donnersmarkhätte| 4 — 15,18 @ 
Dortm. Union. 0 — 6,90 B 
Königs- u. Laurah. 10 — 68,10 B 
Lauchhammer, . .| © — 18,25 8 
Marienhütte ....| 74 | — 62 B 
Moritzhütte, . . . .| 0 — 30 B 
Oschl. Eisenwerke| 1 1% 80 8 
Kedenhütte 0 — 6,75 6 
Schl. Kohlenwerkef © — 1150 @ 
Schl.Zinkh.-Actien| 7 6 82 bzB 

do, St.-Pr.-Act.| 7 6 % 83 dan 
Farnowitz, Bergb.| 0 0 37 0 
Votwärtshütto .| 3 — 4 |16B 
Baltischer Lloyd. 0 e 4414 — — 
Bresl, Bierbrauer. 0 0 44 — — 
Brosl. E.-Wagenb.] 6% 6% 4 | 49,75 B 

do, ver. Oelfabr.| 5 — 4 49,8 8 
Erdm, Spinnerei | 4 — 4 
Görlitz. Eisenb.-B.| 2% — 4 | 39,90 B 
Hoffm's Wag. Fabr.] 0 — 4 13 B 
0. Schl. Eisenb.-B.| 2 0 2750 8 
Schl. Leinenind. 1 ñ — 4 —— 
8. Act.-Br. (Scholtz) 0 — cr. — — 

de. Porzellan] 0 — 41 —— 
Schl. Tuchfabrik 0 — 1 4 
lo, Wagenb,-Anst.| 0 0 = ]1275B 162 
Schl. Wellw.-Fabr,| 0 — 14 | 25B con 
WühelmshüttoMA,| 4 — 6 wa 


r Zr n 


Hirſch's telegrappiſches Bureau.) . 

G8. Hl. Das in Kronſtadt liegende ruſſiſche Panzer 
geſchwader beeilt feine. Vorbereitungen zum Auslaufen. Die 22 Kar 
nonen führende Panzerfregatte „Petropaulowsk“ und „Kreuzer“ gehen 
bereits am 22. Mai nach den türkiſchen Gewäſſern in See. Die 
bisher in Piraeus ſtationirt geweſene ruſſiſche Dampffregatte „Askold“ 
ſowie die Schraubencorvette „Sevjetlana“, mit dem Gtoßfürſten Alexi 
an Bord, wurden geſtern Abend der Admiralität als zum Anſchluß 
an die in Konſtantinopel ſtationirt geweſenen ruſſiſchen Dampfer 
„Taman“ und „Bujukdere“ und die am 18. Mai nach fiebentägiger 
Fahrt von Nikolajew am Aſowſchen Meere in den Dardanellen einge⸗ 
troffene ruſſiſche Schraubencorvette „Sokol“ als im Einlaufen begriffen, 
von Pera aus telegraphiſch ſignaliſirt. Dieſe ſtarke Concentration 
ruſſiſcher Marinekräfte in den türkiſchen Gewäſſern geht parallel mit 
Aufbietung der Seekräfte Deutſchlands und Oeſterreichs und iſt durchaus 
nicht allein als eine Folge der Vorgänge in Salonichi, ſondern als 
die Ausführung eines Punktes des in Berlin redigirten Programms 


zu betrachten. 
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Berlin, 19. Mai. [Productenbericht.] Neuerdings iſt das Wetter 
äußerſt rauh und ſteril geworden, was unſeren Markt in bohem Grade 
animirte. Roggen bat unter belebtem Verkehr auf Termine 5 Mk. gewon⸗ 
nen. Loco fügte man ſich den höheren A nur widerſtrebend. — 
— Roggenmehl entschieden höher und lebhaft. eizen wurde zu ſteigenden 
Preiſen ziemlich lebhaft umgeſetzt. — Hafer loco ohne Aenderung, Termine 
ſeſt und auf fpätere Lieferung merklich höher. — RÜbÖL ift zu weſentlich ges 
ſteigerten Preiſen nur mäßig umgeſetzt worden, weil Abgeber zurückhielten. 
— Auch Spiritus iſt im Anſchluß an die allgemeine Hauſſe ganz beträcht⸗ 
lich im Werthe geſtiegen. i 

Weizen loco 185 —230 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
gelber 210 ab Bahn bez., pr. April⸗Mai 213—214½ Mark bez., pr. Mai⸗Juni 
213—214% M. bez, pr. Juni⸗Juli 213—214½ M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 
214 —217 M. bez., pr. Auguſt⸗ September — M. bez., pr. September⸗October 
215—217½ Mt bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mk. — Roggen 
loco 153—164 Mk. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ru). und poln. 
155—161 Mark bez., inland. 165 —168 M. bez., ſchwediſcher — Mark, defect 
ruſſ. 130—140 Mk. ab Bahn bez., pr. Frühjahr 159—161 Mark dez., pr. 
Mai-Juni 157% 160 Mark dez, pr. JuniJuli 156159 Mark bez., per 
Juli⸗Auguſt und per Auguſt⸗Seplember 156% —158½ Mark bez., pr. Sep⸗ 
tember⸗October 159—161 Mark bez. Gekündigt 16,000 Eir. Kündigungs⸗ 
preis 160 Mark. — Gerſte loco 144—183 Mark nach Qualitat gefordert. 
— „Hafer pro 1000 Kilo loco 150 — 195 Mark nach Qualitat gefordert, 
oſt⸗ und weſtpreußiſcher 166—187 Mark bez., ruſſiſcher 155—186 Mark bez., 
pommerſcher und medlenburatiher 186 —190 Mark bez., böbmiſcher — Mark, 
ſchwediſcher 186 —190 Mark ab Bahn bez. pr. Frübjahr — Mark dez., 
pr. Mai⸗Juni 1667 —168—167 M. . per Juni⸗Juli 166 M. bez., pr. Juli⸗ 
Auguſt und Auguſt⸗September 163 Mk. bez., pr. September⸗October 158% 
bis 159 Mark bez. Getündigt 4000 Ctr. Kündigungspreis 167% Mark. — 
Erbſen, Kochwaare 178—210 M., Futterwaare 173—183 M. — Weizenmehl 
pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0: 28,50 —27,00 Mark bez., 
Nr. O und 1: 26,00 —24,50 M. — Roggen nehl pr. 100 Kilo Br unver⸗ 
ſteuert incl. Sack: Nr. 0: 24,00 22,50 M., Nr. 0 und 1: 21,50—20,00 
Mark bez. — . pi. 100 Kilo Br. incl Sack Nr. 0 und 1: April 
Mai 21,50 —75 Mark bez., pr. Mai⸗Juni 21,50—75 Mark bez., pr. Juni⸗ 

uli 21,50 —75 Mark bez., pr. Juli⸗Auguſt 21,70 —22 Mark bez, pr. Auguſt⸗ 

eptember 21,90 — 22,05 M. bez., pr. Sept.⸗October 21,90— 22,15 M. dez, pr. 
October⸗November — Mk. bez. — Gekündigt — Ctur. — Kündigungspreis 
— M. — Nüböl per 100 Kilo loco ohne Foß 65 M. bez., pr. April⸗Mai 
65,566 M. Der pr. Mai⸗Juni 65,5—66 M. bez., pr. Juni⸗Juli 65,5—66 
M. bez., pr. Juli-Aug. — M. bez., pr. Sept.⸗Octoder 64,5—65 M. bez. Ge⸗ 
kündigt — Cinr. — Kündigungspreis — M. — Leinöl loco — M. — 
Petroleum loco per 100 Kilo incl. Faß 24 M. ab Bahn bez., pr. April⸗Mai 
24,8 M. bez., pr. September October 25,8 Mark bez., pr. April — bez. — 
Gekündigt — Etr. — Kündigungspreis — M. . ; 

Spiritus ioco „ohne Faß“ per 10,000 pCt. 49,2 Mark bez., ab Speicher 
49 Mt. bez., „mu Faz“ pr. April⸗Mai 49—49,6—4 Matk bez., pr. Mai⸗Juni 
49—49,5—4 Mark bez., pr. Juni⸗Juli 49—49,5—4 Mark bez., pr. Juli⸗ 
Auguſt 49,9—50,4—50,3 Mark bez., pr. Auguſt⸗September 50,8—51,3— 
Mk. bez., pr. Sept.⸗October 50,9 — 51,4 —3 M. bez., per April — bez. Ge- 
kündigt 130,000 Liter. Kündigungspreis 49,2 M. 


r Breslau, 20. Mai, 94 Ubr Vorm. Am heutigen Markte war die 
8 für Getreide feſter, bei mäßigem Angebot, Preiſe zum Theil 

öher. 

Weizen, zu hohe Forderungen erſchwerten den Umfap, pr. 100 Kilogr. 
ſchleſiſcher weißer 17,50 bis 20,00 —21,70 Mark, gelber 17,20—19,50— 20,40 
Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. a 

Roggen zu beſſeren Preiſen gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 14,50 bis 
15,80 bis 17,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. : 

Gerſte bei ſchwächerem Angebot preishaltend, per 100 Kilogr. 13,00 bis 
15,00—16,00 Mark, weiße 16,50 —17,20 Mark. 

Hafer leicht verkäuflich, per 100 Kilogr. 17,40 —18,50 bis 19,40 Mark, 
feinſter über Notiz. a 

Mais ſchwach zugeführt, per 100 Kilogr. 11,50 —12,30 Mark. 

Erbſen gut preishaltend, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 

Bohnen ohne Umſatz, per 100 Kilogr. 14,80 —15,80—16,50 Mark. 

Lupinen unverändert, per 100 Kilogr. gelbe 10,00 bis 11,50 Mark, 
blaue 10,00 —11,50 Mark. 5 

Wicken blieben vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,80 —17,80—18,80 Mk. 

Oelſaaten in ſehr feſter Haltung 

Schlaglein mehr beachtet. x 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
2 25 22 


25 


3 en 28 50 27 26 50 
Winterrübſen 27 25 28 — 25 25 
Sommerrübſen 28 50 27 50 26 — 
Leindotter. 26 2 — 24 


Raps kuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7,30 7,60 Mark. 
Leinkuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 
Kleeſamen nominell, rother pr. 50 Kilogr. 50—58—60—63 Mark, 
weißer pr. 50 Kilogr. 58—60—62—66 Mark, bochfeiner über Notiz. 
Thymothee nominell, pr. 50 Kilogr. 36—39—42 Mark. 


Meteo rologiſche Beobachtungen 9 der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 

Mai 19. 20. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Morg. 6 U. 
Quftorud DE. Pine ‚8 6,24 336,22 336701 
Luft wärme + 4°1 09,7 — 0 
Dunſtdruck nn 0,93 1 14 1,30 
| e | At | au 

ud Y ). 2 
. bewölkt. beiter. wolkig. 
Wärme der Oder 8 7 Ubr Morgens + 60,8. 


— — ʒ———ä— —— — —— —— ͥ —p[—äę 
Breslau, 20. Mai. [Wafferſtand. O. B.? M. 22 Cm. U.-B. 1 M. 4 Em. 
——— ꝑ—ö Hö- , .. , — —— 


Die Zuckerwaaren⸗Fabrik "EUE 
von S. Crzellitzer, 


Antonienſtraße Nr. 3 in Breslau. RM 
hält ibre Fabrikate in Wößter Auswahl und vorzüglicher Güte gütiger 
eachtung anempfohlen. 2 
Preiſe anerkannt billig. [7360] 


== 1879er Crownfullbrand-Hering 
sowie gest. kleine Schotten 


hat noch einen grossen Posten unter heutiger Stettiner Notiz abzugeben 


Theodor Konietzko, 


[2095] Oppeln. 
1 2 1 1 Vertretun > D . BY is.) 
e Su. . 8 10 ＋ r. We 
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